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* Unterstützt den Widerstand des chilenischen Volkes
Thesen zu Chile
Der folgende Versuch, die momentane Situation in Chile genauer zu analysieren, muß sich zunächst von den in den letzten Tagen oft ge­
hörten Argumentationsschemata unterscheiden. Nämlich auf der einen Seile der unkritischen Affirmation der Politik der Unidad Populär 
und ihr „Beispielcharaktcr für die Strategie der Arbeiterbewegung in den Metropolen“ und auf der anderen Seite von der undifferenzierten 
Großmäuligkeit derer, die die „Volkseinheit“ von jeher für ein Instrument der Bourgeoisie und der Konterrevolution gehalten haben oder 
die gar dem „Neostalinisten“ Allcndc die alleinige Schuld für den faschistischen Militärputsch in die Schuhe schieben wollen. Demgegen­
über soll im folgenden versucht werden, die konkreten Bedingungen für die Volkseinheit, ihre reale Politik, ihre Möglichkeiten und Gren­
zen zu diskutieren.

Legalismus der UP
1. Das zentrale Problem, an dem die beson­
deren Bedingungen diskutiert werden kön­
nen, unter denen — nicht erst in den letzten 
Jah ren  — die chilenischen Klassenkämpfe 
sich en tfa lte t haben; das Problem, an dem 
das eigentüm liche der chilenischen V erhält­
nisse — im Vergleich zu allen anderen la ­
teinam erikanischen Ländern — durchsichtig 
wird, ist das Problem des Legalismus. In 
Chile existiert (genauer: existierte bis zum 
Putsch vom 11. September) ein nach bürger­
lich dem okratischen Prinzipien organisierter, 
auf Verfassung und Parlam ent gegründeter 
S taatapparat, und die Auseinandersetzung 
zwischen den chilenischen Klassen und K las­
senfraktionen hat sich jahrzehntelang inner­
halb dieses institutionellen Rahmens abge­
spielt.

te etwa das chilenische M ilitär nicht — wie 
in manchen anderen lateinam erikanischen 
Ländern — eine fehlende nationale Bourgeoi­
sie zu ersetzen, sondern hatte lediglich die 
U nantastbarkeit ihrer Interessen zu garantie­
ren. Daß es dazu jahrzehntelang keiner 
Staatsstreiche bedurfte, ändern am Klassen­
charakter der Armee keinen Deut.

Chilenische Arbeiterbewegung
2. Daß auch der Klassenkampf des chileni­
schen Proletariats jahrzehntelang an P arla ­
ment und Legalität fix iert geblieben ist, ist 
wohl vor allem darauf zurückzuführen, daß 
dieser Klassenkampf lange Zeit in zwei 
m erkwürdig unverbunden nebeneinander exi­
stierende Stränge auseinandergefallen ist. Ei­
nerseits gibt es — seit der zweiten Hälfte des 
vorigen Jahrhunderts — einen relativ kontinu-

„Chiles Kupferbergbau auf 
dem Wege der Erholung.“

(FAZ, 24. 9. 1973)

Landreform, die Chilenisierung des Kupfers 
und eine Partizipation der A rbeiter in den Be­
trieben vorsah. Einige entsprechende Gesetze 
wurden vei’abschiedet, doch w ar die D urch­
führung außerordentlich zaghaft, und blieb 
praktisch in den Anfängen stecken. Die Mas­
senbewegung, mit der das Volk auf das Schei­
tern der Reformen antwortete, um das Ver­
sprochene praktisch einzufordern, hat dann 
zum Wahlsieg Al Wen des entscheidend beigetra­
gen.



Chile — allen imperialistischen Einflüssen 
zum Trotz — eine nationale Bourgeoisie re la ­
tiv autonom entwickelt hat, die eben des­
halb als gewissermaßen „nationale Klasse“ 
sich hat konstituieren und die abweichenden 
Interessen ih rer einzelnen Fraktionen (der 
Großgrundbesitzer, der Handelsbourgeosie 
und der Industriellenbourgeosie) meist fried­
lich- d. h. verfassungsmäßig — parlam enta­
risch hat ausgleichen können.
(Diese relative nationale Autonomie der chi­
lenischen Bourgeoisie, die freilich an der öko­
nomischen U nterentw icklung des Landes 
nichts hat ändern können, ist etwa daran e r ­
sichtlich, daß zwar — seit der Mitte des 19. 
Jahrhunderts — die Rohstoffproduktion für 
den Export, die K upfer- und Salpeterminen, 
fast völlig in dem Besitz ausländischer Ge­
sellschaften — zunächst britischer, dann auch 
deutscher, später vor allem am erikanischer 
geraten ist, daß aber die ausländischen Inve­
stitionen im Bereich der industriellen Pro ­
duktion bis vor wenigen Jahren  und im Be­
reich des Grundbesitzes bis auf den heutigen 
Tag vergleichsweise sehr gering waren.)

„ ,

(len Kategorien der Klassiker ausgehen will 
— „traditionellen“ Industrie- und G ruben­
proletariats sowie der Gewerkschaften und 
Parteien, die es politisch repräsentieren. Das
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Die herrschenden Klassen Chiles haben ge­
wissermaßen aus eigener K raft die Einheit 
der Nation herstcllen und die Existenz einer 
bürgerlichen Gesellschaft sichern können. Sie
haben sich mit dem politisch-adm inistrativen 
Apparat, mit Verfassung, Parlam ent, vor a l­
lem aber mit dem M ilitär Instrum ente zur 
Verteidigung ihrer Interessen geschaffen, 
ohne daß aber diese Instrum ente ihre eigene 
Rolle hätten  übernehm en müssen. So brauch-

Presseerklärung
„Die Studentenschaft der RWTH Aachen 
solidarisiert sich mit dem W iderstand 
der chilenischen A rbeiter und Bauern 
gegen den Putsch der reaktionären 
M ilitärjunta.

Der Putsch hat erneut den Beweis für 
die Gew alttätigkeit der herrschenden 
Klasse erbracht. Die Regierung Allende 
w ar eine Regierung sozialistischer P ar­
teien in einem kapitalistischen Staat. 
Sie hat nicht den Sozialismus per P ar­
lament einführen können, aber sie hat 
bedeutende Verbesserungen im Leben 
der arbeitenden Bevölkerung erbracht. 
Allein dies bedrohte die hen*schende 
Klasse so sehr, daß sie ihr wahres Ge­
sicht zeigte: das von Gewalt und Ter­
ror.
Bereits jetzt aber zeigt sich, daß der 
revolutionäre Prozeß weitergeht: im 
heldenhaften W iderstand der Arbeiter 
und Bauern. Die W eltöffentlichkeit muß 
dazu beitragen, zu verhindern, daß es 
in Chile zu einer neuen „Operation 
D jakarta“ kommen kann: zu einem 
M assaker unter der Linken und der 
organisierten Arbeiterschaft.
Wir fordern die BRD-Regierung auf, 
gemäß den Beschlüssen der Sozialisti­
schen Internationale die Jun ta nicht an ­
zuerkennen und ihr jegliche Unter­
stützung zu verweigern."

14. 9. 73 AStA der RWTH

Zur Lage im Nahen Osten
Die gegenwärtigen Feindseligkeiten im  Nahen Osten sind nicht zufällig. Sie resultieren  
aus dem langdauem den K onflikt zwischen den beiden Seiten — einerseits dem  politi­
schen Zionismus, der einen jüdischen S taat in Palästina errichten w ill (und dieses Ziel 
tatsächlich m it dem Im perialism us bereits erreicht hat) und auf der anderen Seite das 
palästinensisch-arabische Volk. Der jetzige Krieg ist — w ie die vorhergegangenen K rie­
ge zwischen Israel und den arabischen S taaten — nu r eine Ausweitung dieses grundle­
genden Konflikts.

sind insbesondere die Kommunistische und 
Teile der Sozialistischen Partei. Deren S tra te ­
gie w ar lange Zeit auf Lohnkämpfe, politisch: 
auf Wahlkämpfe ausgerichtet. Daneben hat 
es aber in der chilenischen Klassenkampfge­
schichte immer wieder spontane, eruptive, 
unorganisierte — und auch organisatorisch 
wenig folgenreiche — Rebellionen von Land­
arbeitern, Kleinbauern und Pobladorcs (das 
sind die Bewohner der Elendviertel am Ran­
de der Großstädte) gegeben. Die S tärke der 
chilenischen A rbeiterparteien, keine bloßen 
Intellektuellenorganisationen, sondern ta t­
sächlich in der Industriearbeiterschaft selber 
verwurzelt zu sein, ist, von dieser Seite her 
betrachtet, auch ihre Shwäche: Im Land- 
und Subproletariat konnten diese Organisa­
tionen kaum Fuß lassen.

DC-Regierung
3. Die Annäherung und tendenzielle Vereini­
gung dieser beiden Stränge in chilenischer 
Klassenkampfgeschichte hat erst innerhalb 
der Massenbewegung eingesetzt, die sich unter 
der christdem okratischen Regierung der Ja h ­
re 1964 bis 70 zu entfalten begannen. Die 
Christdem okraten hatten mit viel w ortradi­
kalem propagandistischen Aufwand ein P ro ­
gramm der, wie sie es nannten, „Revolution 
in Freiheit“ angekündigt, das eine gründliche

4. Wer die Politik der Unidad Populär eini- 
germaßen zureichend einschätzen will der Massenverhaftungen Oppositioneller durch die Junta in den Straßen von Santiago.
muß sich vor zweierlei gleichermaßen verein­
fachenden Argumentationsweisen hüten: We­
der ist es sinnvoll, mit dieser Politik, die auf 
Grund der historischen Situation selber wi­
dersprüchlich w ar und widersprüchlich sein 
mußte, abstrakt und vorbehaltlos zu identifi­
zieren, noch scheint 0s gerechtfertigt, diese 
Politik in Bausch und Bogen als Illusioni­
stisch, reformistisch und sozialdemokratisch 
zu denunzieren. Die Regierung der UP war 
von Anfang an gezwungen, eine Doppelstra­
tegie der legalen antikapitalistischen Refor­
men einerseits und der Mobilisierung der 
Volksmassen an der Basis andererseits zu 
praktizieren. Da sie nicht die Macht besaß, 
das Parlam ent kurzerhand aufzulösen, mußte 
sie vielmehr versuchen, die Legalität, das 
traditionelle Mittel bürgerlicher Politik, ge­
gen die Bourgeoisie selber zu kehren. Damit 
hat sie — vor allem im ersten Ja h r  ihrer Re­
gierung — eine Reihe beachtlicher Erfolge 
erzielen können: sie hat die Landreform  — 
freilich noch auf der Grundlage der von der 
Frie-Regierung verabschiedeten Gesetze — 
entschieden vorangetrieben und in einem 
einzigen Ja h r so viel Großgrundbesitz enteig­
net wie die Christdemokraten während der 
ganzen sechs Jah re  ihrer Regierung; sie hat 
die Nationalisierung der großen K upfer- und 
Salpeterminen und wesentliche Teile der na ­
tionalen Schlüsselindustrien und der Banken 
verstaatlicht; sie hat die A rbeiter an der Lei­
tung der Produktion beteiligt und Teile eines 
sozialrvolutionüren Sozial- und K ulturpro ­
gramms verwirklichen können. — Sobald a l­
lerdings die bürgerlichen Parteien, deren Un­
einigkeit im Jahre  1970 den Wahlsieg der UP 
und den A m tsantritt Aliendes allererst e r ­
möglicht hatten, angesichts der „sozialisti­
schen G efahr“ wieder zusammenrückten, w a­
ren der Volksfront auf dem Gebiet parlam en­
tarischer Gesetzesinitiativen praktisch die 
Hände gebunden. Es bestätigte sich fataler 
Weise, wie begründet die besorgte Frage ge­
wesen war, die R. Debray schon im Januar 
1971 angesichts der Bedeutung der Legalität 
in der S trategie der UP gestellt hatte:
„Was den Wahlsieg ermöglicht hat, ist auch 
das, was seine Verwandlung in den Sieg 
schlechthin bremst. Wird nicht, was den Zu­
gang zur Regierung ermöglicht hat, das sein, 
was den Zugang zur Macht verhindert? Sind

Ganz, gleich un ter welchen Umständen 
diesmal der Krieg begann — die eigent­
liche V erantwortung fü r den Krieg liegt 
bei den Führern  des zionistischen Staates, 
die insbesondere seit Jun i 1967 eine Politik 
territorialer Eroberung und Besetzung in 
diesem K onflikt verfolgt haben, was die 
Vertreibung der palästinensischen A rabern 
aus ihrem  Besitz im großen Um fang m it 
sich zog. Dabei muß man sich vergegen­
wärtigen, daß die m om entanen Kämpfe um 
Territorien gehen, die von Israel 1967 be­
setzt worden waren.
Andererseits w ird  dieser Krieg vom ägyp­
tischen und syrischen Regime geführt um 
verlorengegangene Gebiete und verlorenes 
Prestige zurückzu gewinnen und ihre 
schwindende A utorität in ihren H eim atlän­
dern zu stärken. Keinesfalls kann man ih ­
nen unterstellen die V ertreter der palästi­
nensisch arabischen Bevölkerung zu sein, 
den eigentlichen Opfern des Zionismus. 
Weder Sadat, der streikende ägyptische 
A rbeiter und Studenten niederschlagen 
ließ, noch Assad, der erst vor wenigen Wo­
chen palästinensische Rundfunkstationen 
schließen ließ, sind berechtigt fü r das Volk 
zu sprechen. All das m acht deutlich, daß 
diese Regime, die bereits 1967 ihren  Ban­
krott schon einmal offenbart haben, n u r 
darauf abzielen, Bedingungen fü r  das Zu­
standekommen einer diplomatischen Über­
einkunft un ter im perialistischen Vorzeichen

zu schaffen. Eine Ü bereinkunft die einzig 
und allein auf Kosten palästinensischer 
Interessen erreicht w erden kann. W enn­
gleich w ir auf keinen Fall die arabischen 
Regime und das zionistische Israel auf 
gleiche Stufe stellen wollen, halten • w ir 
daran  fest, daß n u r  eine grundlegende 
soziale Revolution, die beide das zionisti­
sche und d ie arabischen Regime stürzt, 
das Problem  im  N ahen Osten lösen kann, 
einschließlich des palästinensischen P ro ­
blems.
Wir, Juden und Araber aus Israel und 
Europa erklären unsere Solidarität mit 
dem Kampf des palästinensischen Volkes 
gegen israelische Besetzungen und erklä­
ren uns solidarisch mit jenen israelischen 
Sozialisten, die sich weigern für den Zi­
onismus zu den Waffen zu greifen. (Die 
übrigens derzeit für diese ihre mutige Hal­
tung verfolgt werden.)
Gegenüber Chauvinismus, Expansionismus 
und Radikalismus halten wir die Prinzi­
pien des Internationalismus und des re­
volutionären Sozialismus aufrecht.
ISRACA i
Israelisch Revolutionäres Aktions-Komitee
im Ausland
IPSAG
Israelisch-Palästinensische Sozialistische 
Aktion
AStA der RWTH

nicht die Bedingungen der Entwicklung des konservative Lager verstärk t hatten, wurden 
Prozesses auch die Bedingungen seiner Blok- 
kierung?“
Andererseits versuchten revolutionäre soziali­
stische Gruppierungen innerhalb und außer­
halb der Volksfront den revolutionären Pro-

durch die Mobilisierung der Landarbeiter, 
K leinbauern, Pobladores entschieden gehoben. 
— Besonders seit Oktober 1972 wurde als 
Antwort dos Volkes auf den gezielten Ver­
such der Groß- und Kleinbourgeosie, durch

zeß durch m assenhafte Basisinitiativen zu be- Streiks, Sabotage und Boykotte den Zusam 
schleunigen. Gerade auch das politische Be- menbruch der chilenische W irtschaft herbei- 
wußtsein und der Organisationsgrad jener zuführen und so die Regierung der Volksein- 
Schichten des chilenischen Volkes, die jah r- heit zu stürzen,, Formen der Selbstorganisa- 
zehntelang von den traditionellen A rbeiter- tion der Massen entwickelt: A rbeiter besetz- 
parteien vernachlässigt worden waren und ten die Fabriken, bildeten Räte und führten  Reform oder Revolution! 
auf Grund ih rer Rückständigkeit oft das unter deren Leitung die von den U nterneh­

m ern sabotierte Produktion weiter. In den 
Kommunen organisierten A rbeiter, L andar­
beiter und Pobladores gemeinsam Transport 
und Versorgung. Auf dem Land hatte  sich 
die revolutionäre ‘ Bauernbewegung schon 
bald zum Motor der durch die parlam entari­
sche Prozedur verzögerten und verw ässerten 
Agrarreform  gemacht und hat selbständig 
Land besetzt und G roßgrundbesitzer enteig­
net.

„Unter marktpolitischen Gesichtspunkten wird man der Ent­
wicklung in Chile möglicherweise sogar Positives abgewinnen 
können.“

■ (FAZ, 24. 9. 1973)

5. Es w äre verfehlt, diese Doppelherrschaft 
von legaler Regierung und Volksmacht an' 
der Basis so zu in terpretieren, als hätten  auf 
der einen Seite ausschließlich die reform isti­
schen, auf der anderen die revolutionären 
K räfte sich konzentriert. An der Frage, in 
welchem Maße die Masse in  den revolutionä­
ren Prozeß einzubeziehen sei, m ußte sich 
vielm ehr das Volksfrontbündnis selber pola­
risieren.

Fortsetzung Seite 5
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AUFRUF
„Wir müssen sagen, daß gefoltert wird, 
weil die Eigentumsverhältnisse bleiben 
sollen. Freilich, wenn w ir dies sagen, ver­
lieren w ir viele Freunde, die gegen das 
Foltern sind, weil sie glauben, die Eigen­
tum sverhältnisse könnten auch ohne Fol­
ter aufrechterhalten bleiben (was unw ahr 
ist)“, sagt Brecht.
Die politischen Gefangenen in der Bun­
desrepublik und W estberlin werden ge­
foltert. Die Folter zielt darauf ab, die Ge­
fangenen als politisch bewußt Handelnde 
zu zerstören, ihren kollektiven Widerstand 
zu brechen. Gefoltert wird durch: jah re ­
lange totale Isolierhaft, d. h. Einzelhof­
gang gefesselt, Einzclbad, Ausschluß von 
sämtlichen Gemeinschaftsveranstaltungen, 
Schallisolierung, Sichtblenden vor den 
Fenstern, Post- und Besuchssperre außer 
von Verwandten, Schlafentzugsfolter.
Diese Maßnahmen, die auch gegen andere 
Gefangene als vorübergehende Hausstrafe 
angewandt werden, sind fü r die politi­
schen Gefangenen Dauerzustand. Die to ­
tale Isolierung und Abschirmung von 
sämtlichen Sinneseindrücken „durch das 
Versetzen einzelner in eine total künst­
liche, gleichbleibende Umgebung ist das 
zur Zeit geeignetste Mittel zur Zerstörung 
spezifisch menschlicher Vitalsubstanz“ 
(Teuns, holländischer Psychiater).

Die Folter an den Gefangenen wird per­
fektioniert durch die Behandlung mit 
Psychopharmaka, Zwangsernährung und 
Zwangsnarkose, zwangsweiser U nter­
suchung der Geschlechtsorgane. Die An­
wälte der Gefangenen käm pfen zusam­
men m it den Komitees fü r die Aufhebung 
der Folter. Zur Deckung und unkontrol­
lierten Fortführung der Folter werden die 
Verteidiger krim inalisiert und von der 
Verteidigung ausgeschlossen (Durchsicht 
und Beschlagnahme von Verteidigerpost, 
Durchsuchung der Anwälte, Einleitung 
von Erm ittlungsverfahren wegen „Unter­
stützung einer kriminellen Vereinigung“). 
Alle diese Maßnahmen sind keine Aus­
wüchse des Systems, sind keine Gemein­
heiten. Sie sind Teil der bewußten und 
geplanten Vernichtungsstrategie des Im ­
perialism us gegen alle, die dagegen auf­
stehen, die den antiim perialistischen 
Kampf bew ußt führen.
Im perialism us d. h. Ausbeutung der Völ­
ker der 3. Welt, d. h. Raubbau an den

Rohstoffen, d. h. Völkermord, Bomben­
teppiche, Hunger, d. h. 200 000 politische 
Gefangene in Südvietnam, viele in Tiger­
käfigen, d. h. Folter in Teheran, Sao 
Paulo, Athen, D jakarta, Ankara, La Paz. 
Die politischen Gefangenen hier haben 
den Kampf der Völker der Welt in die 
Metropolen getragen. Sie haben den 
Kampf gegen die mörderischen V erhält­
nisse hier aufgenommen gegen die Zer­
störung der Menschen durch Vereinzelung, 
Konkurrenz, Rationalisierung, Konsum­
zwang, Arbeitshetze. Der S taat benutzt 
faschistische Methoden, wenn er m it der 
bewußten Lebensäußerung als Kam pf ge­
gen die Not, die der verschärfte Druck un ­
erträglich macht, konfrontiert wird. 
Faschismus heißt heute wissenschaftlich 
geplanter Mord, nu r die Methoden sind 
verfeinert worden. KZ‘s und Gaskammern 
sind hier überholt, die Isolation, an deren 
wissenschaftlicher Perfektionierung z. B. 
das U niversitätskrankenhaus Hamburg 
durch die Erforschung des Verhaltens von 
Menschen in einem völlig schallisolierten 
Raum arbeitet, ist an ihre Stelle getreten. 
F ür die Behandlung der politischen Ge­
fangenen gilt w eder das Grundgesetz noch 
die offiziell anerkannte Menschenrechts­
konvention. Die Erwähnung der Men­
schenwürde im Artikel 1 des G rundge­
setzes ist eine Farce. Uns muß es darum 
gehen, für ein menschenwürdiges Leben 
zu kämpfen.
Wir rufen jeden, für den die W ürde des 
Menschen m ehr ist als ein abstrak ter Be­
griff, auf, sich für ihre Durchsetzung ein­
zusetzen, d. h. daß er sich m it der Realität 
der Folter in den Gefängnissen ausein­
andersetzt:

— Beantragen Sie Besuche 
bei den Gefangenen.

— Gehen Sie in die Prozesse.

— Benutzen Sie Ihre Informationsmittcl, 
um die verschwiegenen Fakten 
bekannt zu machen.

— Arbeiten Sie mit in den Komitees 
gegen die Folter.

Komitees gegen die Folter an den 
politischen Gefangenen in der BRD 
Zentrale K ontaktadresse der Komitees: 
Jürgen Roth, 6 Frankfurt/M ., 
H erm annstraße 8
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Lucky Streik
In diesem Semester sind in der Chemie zum 
erstenm al Zulassungsbeschränkungen w irk ­
sam geworden; lediglich 35 Bewerber können 
zum W intersemester in Aachen ihr Studium 
aufnehmen. Das heißt natürlich nicht, daß 
bisher fü r jeden im m atrikulierten Chemiker 
die Möglichkeit zum regulären Studieren ge­
geben war. Neben Zulassungsklausuren für 
das Anfängerpraktikum  — P raktika sind ja 
das A und O des Chemiestudiums — sind 
Fußangeln und Schikanen bis hin zur Diplom­
arbeit, fü r die man möglicherweise auch 
keinen Platz findet, zu überwinden. Sie äu ­
ßern sich in vielen subtilen Erscheinungsfor­
men: Bedingungen fü r Testate werden ver­
schärft zur „Anhebung des Ausbildungsnive­
aus“, die Ausgabe von Chemikalien wird er­
schwert und vieles andere mehr. Um in ge­
schlossener Front gegen diese M ißstände vor­
zugehen und ihre Ursachen aufzudecken, 
konstituierte sich Ende Mai auf Vorschlag 
des Roten Pfeil unter Beteiligung der Basis­
gruppe und der Fachschaft eine Aktionsein­
heit gegen den inneren und äußeren NC unter 
Beteiligung der Basisgi’uppe und der Fach­
schaft. Die m ehr oder weniger tiefen politi­
schen Differenzen in der politischen Ein­
schätzung wurden nach den bösen E rfahrun­
gen bei ähnlichen Aktionen hintenangestellt. 
Auf der Basis einer M inimalplattform gegen 
den NC und die sich gegenseitig in die Hand 
spielenden Interessen von Industrie, K ultus­
bürokratie und partiell der Professoren w ur­
de in den folgenden Wochen ein Aktionspro­
gramm entwickelt.
Das wichtigste konkrete Ziel w ar dabei die 
Verhinderung der Laborplatzklausur für die 
Erstseinester. Nachdem die Institutsleitung 
m ehrfach versichert hatte, daß alle Anfänger 
im Laufe des W intersemesters einen Labor­
platz erhalten würden (eine sofortige Auf­
nahm e w urde durch einen starken Überhang 
an Praktikanten  aus dem letzten W interse­
mester unmöglich gemacht), sahen die S tu­
denten des ersten Semesters die angebliche 
Notwendigkeit dieser Klausur, die der S tu­
diengang im Ausnahmefall vorsieht, nicht 
ein. Sie erkannten im Gegenteil in dieser 
Schikane ein Mittel, die Studenten schon zu 
Beginn des Studiums zu selektieren und die 
Leute, die dabei schlecht wegkamen, zur 
Aufgabe ihres gewählten Berufsweges zu 
drängen. Darum beschlossen sie in einer 
Vollversammlung bei weniger als 10 Prozent 
Gegenstimmen, die K lausur zu bestreiken.
Mit diesem eindeutigen Beschluß im Rücken 
brachte der Streik den angestrebten Erfolg: 
Ohne daß irgendwelche handfesten Ausein­
andersetzungen entstanden, konnte die K lau­
su r verh indert werden.

zuführen, um dam it auf die Übelstände im 
Studium hinzuweisen und das Interesse des 
Studenten an ih rer Beseitigung zu dokumen­
tieren.
An diesem Aktionstag dann zog, wie zu er­
w arten, — der Großteil der Chemiestudenten 
es vor, den ohnehin überfüllten Hangeweiher 
zu bevölkern und dort sich dem Streiken zu 
widmen, w ährend ein kleinerer Teil der 
Kommilitonen, nachdem noch einmal kurz die 
wesentlichen K ritikpunkte in Referaten dar­

gestellt worden waren, in den Labors m it den 
Leuten diskutierte, die sich dem Streik nicht 
angeschlossen hatten.
Inzwischen kann man schon auf einen ersten 
sichtbaren Erfolg verweisen: Nach zusätzli­
chen energischen Vorstößen in den Gremien 
konnten 40 Pi-aktikumsplätze für Anfänger 
durch interne Umschichtungen hinzugewon­
nen werden. Ein Ansporn, weiterhin unsere 
berechtigten Interessen k lar zu artikulieren 
und mit dem nötigen Nachdruck zu vertreten.

Kurz danach wurden auf einer außerordentli­
chen Fachschaftsversam mlung die angespro­
chenen M ißstände diskutiert. Kommilitonen 
gaben Berichte aus den einzelnen Labors. 
Man w ar sich bald einig, daß von studenti­
scher Seite deutlichen? Zeichen gesetzt w er­
den m ußten und beschloß — Sogar alfa w ar 
dafür! — einen eintägigen W arnstreik durch-
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S T U D E N T E N
MACHEN IHREN FÜHRERSCHEIN NATÜRLICH IN DER

ASTA-FAHRSCHULE
ANMELDUNG N U R  IM ASTA-GESCHÄFTSZIMMER 

montags bis freitags von 11.30 bis 13.30 Uhr

Zur Politik des VDS (Teil III)
Man fragt sich unwillkürlich, wann der P ro­
jektbereich Bildungsplanung an der Reihe ist 
und wie lange sich die nicht gewerschaftlich- 
orientierten Asten sich noch solches Geba­
ren von Vorstandsm ehrheit und der sie tr a ­
genden ASten gefallen lassen wollen (?).
Aber kehren wir nun zurück zur K ritik des 
vds-Aktionsprogramms, wie w ir es in der 
letzten asz begonnen haben.
Als entscheidendes Merkmal, das sich durch 
dieses (und andere gleichartige) Pam phlete 
zieht, w ar das Fehlen einer m aterialistischen 
K apitalism uskritik bezeichnet worden, das 
hier ersetzt w ird durch das bloße Aneinan­
derreihen der unterschiedlichsten Phänome­
ne, der Vielfalt der Erscheinungsebene ge­
sellschaftlicher Widersprüche, von denen 
kurzfristig ohne Analyse auf eine „demokra­
tische“ gewerkschaftlich-orientierte Studen­
tenpolitik geschlossen wird.
Solche „alternative“ Politik an der Hochschu­
le findet einen ihrer Höhepunkte in den „6 
Punkten des vds für ein demokratisches 
Hochschulgesetz“.
6 Punkte, in denen der Realitätsverlust der 
vds-Analyse deutlich w ird; 6 Punkte, in de­
nen von antikapitalistischer Politik und so­
zialistischer Perspektive gar nicht m ehr die 
Rede, dafür aber umso m ehr und unpräzise 
von Demokratie und M itbestimmung die Rede 
ist. Unter völliger Abstraktion von den spezi­
fischen strukturellen Interessen dieses Staa­
tes an seinen Hochschulen, bietet sich hier 
der vds als gutm einender und w illfähriger 
Produzent von Gesetzesvorschlägen an.
Die reale Entwicklung der bundesrepublika­
nischen Bildungspolitik m it der S tärkung der 
Staatsaufsicht, der Zerschlagung essentieller 
Rechte der verfaßten Studentenschaft, der 
Festlegung der Paritäten  im BVG-Urteil, dem 
GHEG, dem geheimen S taatsvertrag  zur S tu­
dien- und Prüfungsordnung, dem Besol­
dungsneuregelungsgesetz — um nur einiges 
zu nennen — hat den vds m it seinen „demo­
kratischen Forderungen“ längst überholt, und 
dem onstriert ihm, was dieser S taat unter ka­
pitalistischer Bildungspolitik versteht. Davon 
unbeeindruckt sind aber die Herren vom der­
zeitigen vds scheinbar nicht in der Lage, Bil­
dungspolitik unter kapitalistischen Bedingun­
gen in ih rer W idersprüchlichkeit und in ih­
rem gesellschaftlichen Kontext zu begreifen 
und zu analysieren; sta tt dessen greifen sie 
einzelne Phänomene heraus (z. B. For­
schungsplanung) und stellen dazu kurzfristig 
dem okratische A lternativen auf; daß sich da­
mit nichts an der strukturellen  Formbe­
stim m theit bestim m ter Teilbereiche der herr­
schenden Bildungspolitik ändert, leuchtet

wohl jedem ein; oder auf gut deutsch: auch 
ein noch so großer Haufen fortschrittlicher 
Gewerkschaftler und Demokraten allein än ­
dert mit solchen Forderungen (-selbst sollten 
sie realisiert werden können) nichts, aber 
auch gar nichts, am kapitalistisch bestimm­
ten C harakter der Institution Hochschule 
oder der Wissenschaft. ( .. .  und w er ist selbst 
bei der CDU/CSU oder der deutschen W irt­
schaft nicht für die integrierte Gesamthoch­
schule???).

„Kampf der materiellen 
Bildungsmisere!"
Nehmen w ir ein anderes Beispiel;
U nter dem Kapitel „Kampf der materiellen 
Bildungsmisere“ (Motto: „H erunter mit der 
Rüstung — m ehr Geld für die Bildung“) 
kann man lesen, daß „der Beschluß des F i­
nanzplanungsrates, die geplanten Bildungs­
ausgaben zu senken“, aufgehoben werden 
müsse. Und weiter: „Die geplante Verab­
schiedung des Bildungsgesamtplanes w ird fü r 
die Aktionen an den Hochschulen in den 
nächsten beiden Semestern von entscheiden­
der Bedeutung sein. Der vds w ird im SS ak- 
tionen gegen die m aterielle Bildungsmisere 
initiieren und örtliche Aktivitäten un terstü t­
zen“. (Aktionsprogramm S. 5) Inzwischen ist 
besagter Bildungsgesamtplan seit einigen 
Wochen verabschiedet, der vds hat dazu eine 
„liebe“ Presseerklärung herausgegeben, an­

sonsten hat sich da nichts getan. Der vds ist 
nicht in der Lage gewesen, die Bedeutung 
des Bildungsgesamtplans im K ontext kap ita ­
listische Bildungsplanung konkret einzu­
schätzen — außer o. g. hingeworfenen allge­
meinen Phrasen — und w ar auch entspre­
chend nicht in der Lage, eine (starke) Mobili­
sierung der westdeutschen Studentenschaft 
gegen diesen Plan zu initiieren, geschweige 
denn, diesem Kampf eine antikapitalistische 
Perspektive zu geben (vgl. auch Düsseldorfer 
Demo am 6. 6.); von einer U nterstützung lo­
kaler Aktivitäten, „die sich nicht bedingungs­
los“ dem gewerkschaftlich orientierten A kti­

onsprogramm unterordnen ließen, ganz zu 
schweigen. Ein letztes wichtiges — w enn­
gleich ähnlich trauriges — Kapitel: die sog. 
„Bündnisfrage“ : *
Hierzu heißt es im Aktionsprogramm lapidar: 
„Die Möglichkeit eines Bündnisses m it der 
arbeitenden Bevölkerung ergibt sich z. B- aus 
dem Interesse der A rbeiter und Angestellten 
an qualifiziert ausgebildeten Lehrern und 
Ä rzten“. Mit dieser simplen Logik läßt sich 
diese Theorie beliebig ausweiten: die S tuden­
ten sind gegen den NC— die arbeitende Be­
völkerung braucht Ärzte, also ist auch sie ge­
gen den N C . . .  so einfach ist das also. In 
Bausch und Bogen werden die Studenten 
zum Bündnispartner der arbeitenden Bevöl­
kerung schlechthin; eine Differenzierung 
nach den unterschiedlichen Bedingungen, de­
nen techn.-naturwissenschaftliche, pädagogi­
sche, sozialwissenschaftliche Intelligenz in ih ­
re r Berufspraxis unterw orfen ist, nach den 
diversen Funktionen, die sie erfüllt, nach ob­
jektiven Gemeinsamkeiten (tendenzieller Ver- 
proletarisierungsprozeß) und Widersprüchen 
zu den Interessen eben dieser arbeitenden 
Bevölkerung (wer ist das eigentlich?) ist 
scheinbar nicht m ehr notwendig.
Hauptsache an der Seite der AK und an der 
Seite der Gewerkschaften; so w undert es 
denn auch nicht, wenn im ganzen vds-Akti- 
onsprogramm zwar dann und wann von fort­
schrittlichen Kreisjugendausschüssen zu lesen 
ist, die reaktionäre Politik der rechten Ge­
werkschaftsspitzen jedoch m it keinem einzi­
gen W ort erw ähnt w ird und kritisch dazu 
Stellung bezogen wird.
Verfasser dieses kann sich angesichts solcher 
überzeugender Argum ente — nu r einer Aus­
sage des SHB/SF F rankfurt anschließen, der 
diese frappante simple Logik auf den Begriff 
brachte: „Gewerkschaftliche Orientierung ist 
richtig, der vds betreibt die Politik der ge­
werkschaftlichen Orientierung; also ist die 
vds-Politik wichtig“ (in links 5/73).
Wie gegenüber einem solch degenerierten 
Verhältnis zu antikapitalistischer Politik sich 
die „oppositionelle“ sozialistische Fraktion in 
vds Ansätze sozialistischer Politik im Hoch­
schulbereich vorstellt und zu praktizieren 
versucht, kam  deutlich in der von der SF 
vorgelegten Hauptresolution (+  Aktionspro­
gramm) zum Ausdruck. In diesem Programm, 
an dessen Form ulierung der AStA der 
RWTH Aachen selber aktiv  m itgew irkt hat, 
heißt es u. a.:
„Sozialistische Politik an der Hochschule 
kann daher an bestimmten Maßnahmen 
staatlicher Bildungspolitik nur ansetzen. Der 
Nachweis der Widersprüchlichkeit des staat­
lichen Vorgehens im Ausbildungssektor er­
fordert das Ansetzen an eben diesen Wider­
sprüchen. Ziel unseres Kampfes gegen die 
Maßnahmen des Staates kann nicht die Ver­
hinderung der kapitalistischen Hochschulre­
form sein, sondern der Erhalt und die Errin­
gung von Kampfpositionen für sozialistische 
Politik an der Hochschule innerhalb der ka­
pitalistischen Hochschulreform. Die Darstel­
lung des Verhältnisses von Wissenschaft, Ka­
pital und Staat und die Aufklärung der Stu­
denten über diese Zusammenhänge ist 
Hauptinhalt sozialistischer Politik an der 
Hochschule, die diese zugleich immer schon 
transzendiert: sie verweist ihre Adressaten 
auf das Kapitalverhältnis u. bestimmt als ihr 
oberstes Ziel die Unterstützung des Kampfes 
der Arbeiterklasse gegen das Kapital. Die 
Aufhebung des Kapitalvcrhältnisses und erst 
diese hebt auch die kapitalistische Ausbil­
dung auf.“
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Was haben wir Studenten 
schon mit den Streiks zu tun?

I I

WER SCHIESST ZUERST?
Als vor einem Monat der Verband deutscher 
Schuhfabrikanten bekanntgab, daß die Schuh­
preise in diesem Ja h r nicht steigen werden, 
w ar das eine Sensation, die selbst in der Ta­
gesschau den gebührenden Platz fand. Denn 
die Schuhe dürften dam it wohl der einzige 
M arktartikel sein, der nicht zur momentanen 
Steigerung der Lebenshaltungskosten bei­
trägt. Diese betrug laut F rankfu rte r Rund­
schau im letzten Ja h r  über 12 Prozent. Denn 
ob du dir nun ne Tüte Milch kaufst, oder 
essen gehst, oder tankst (dich selber voll oder 
dein Auto), ob du ne neue Bude suchst (oder 
hast), oder einfach ins Kino gehst, alles ist 
bedauerlicherweise etwas teurer geworden. 
Aber nicht nur für uns Studenten! Für jeden 
macht sich diese Entwicklung immer uner­
träglicher bem erkbar (natürlich außer Horten 
und Konsorten). Es ist ein offenes Geheimnis, 
daß seit den Tarifabschlüssen im Jan u ar die­
ses Jahres die Lohnerhöhungen heute bereits 
w ieder voll von der Steigerung der Lebens­
haltungskosten aufgezehrt sind. Das wird von 
niemandem ernsthaft bestritten.
Die U nternehm er, die soviel von S tabilität und 
vertrauensvoller Zusam m enarbeit der „Sozial­
p artn e r“ reden; haben den „Preisspielraum  
voll ausgenutzt“. Sie sind ja an keine Tarif­
verträge oder Laufzeiten gebunden, wenn sie 
die Preise festlegen, sie pfeifen dann auf 
Sozialpartnerschaft und konzertierte Aktion. 
Preisabsprachen bilden die Regel. Bereits 
heute haben viele Firm en eine Teuerungszu­
lage von ca. 10 Prozent auf die Endpreise 
geschlagen, obwohl sie dieses Geld noch lange 
nicht ih rer Belegschaft auszahlen (und se lb s t ' 
das aber nu r anteilig auf die Endpreise ge­
schlagen w erden könnte!).
All das ist natürlich völlig legal und im Sinne 
der herrschenden Rechtsnormen.

Lied der streikenden türkischen 
Arbeiter bei Valvo Aachen

bleib lustig streik, bleib lustig 
bleib lustig streik, bleib lustig 
bleib lustig streik, bleib lustig 
wir sind kräftige arbeiter 
wir können widerstand leisten 
denn wir sind stark 
unsere rechte die nehmen wir uns 
den chefs entreißen, 
bleib lustig streik, bleib lustig
bleib lustig streik, bleib lustig
arbeiter, vereinigen wir uns 
laßt uns streiken
wir wissen für unser recht zu kämpfen
denn es muß gekämpft werden
bleib lustig streik, bleib lustig
bleib lustig streik, bleib lustig
die ängstlichen machen kehrt
du, mein mutiger arbeiter — vorwärts
dieser kampf ist unser großer kampf
bleib nicht stehen — vorwärts
bleib lustig streik, bleib lustig
bleib lustig streik, bleib lustig
laßt uns die ausbeutung besiegen, hey
voran arbeiter, laßt uns eins werden
nehmen wir unsere rechte
hey — laßt uns durch den kampf
unsere rechte nehmen hey und
unsere eigene ordnung aufbauen — hey

So vor kurzem auch in den Aachener Philips- 
Werken: ca. 1 500 Beschäftige, d. h. praktisch 
die ganze Belegschaft, befand sich mehrere 
Tage im Ausstand. Sie erhoben folgende 
Forderungen:
gg Lohnerhöhung von —,60 DM/h für alle 

(Männer und Frauen,
Angestellte und Arbeiter)

EB 200,— DM Teuerungszulage für alle 
ES Bezahlung der S treiktage 
El Abschaffung der Leichtlohngruppe II 
SD Abschaffung der Samstagsschicht — 

Bezahlung der Pausen 
ES Lohnerhöhung für Lehrlinge:

Existenzlohn von 600,— DM 
H  Keine Entlassungen und Repressionen 

gegen Streikende

Streikende Arbeiter in Aachen bei Valvo.

Daraufhin ließ die Geschäftsleitung sofort in 
Sichtweite ein Polizeiaufgebot anfahren und 
erteilte einer Reihe von Belegschaftsmitglie­
dern Hausverbot. (Bei der letzten P reiser­
höhung von Philips standen den Betroffenen 
nach übereinstim m enden Aussagen vergleich­
bare Machtmittel nicht zur Verfügung. — Wie 
lautete noch das Schlagwort von der „ver­
trauensvollen Sozialpartnerschaft“?)
Soweit die Entwicklung. Doch was sollen wir 
Studenten dam it anfangen?
K einer wird wohl bezweifeln, daß gerade 
auch w ir Studenten als (meist) sozial schwä- 
chere Schicht die Leidtragenden der unver­
schämten Preistreibereien sind (Mieten, Le­
bensm ittel etc). Hinzu kommt, daß der größte 
Teil von uns später selber gezwungen sein 
wird, seine A rbeitskraft möglichst gut zu ver­
kaufen. Von daher kann es nur unsere Un­
terstützung finden, wenn die A rbeiter ihren

Ich will hoffen, daß der Beschluß, das 
ZDF-Magazin ab 1. Oktober nur noch 
14täglich auszustrahlen, hinfällig wird, 
nachdem 118178 TV-Zuschauer durch 
ihre Unterschriften protestiert haben. 
Es wäre sogar wünschenswert, das 
ZDF-Magazin mit Gerhard Löwenthal 
öfter als einmal wöchentlich auszu­
strahlen.
Hätten w ir im Fernsehen 50 Prozent 
aller Journalisten, die so tüchtig wie 
Gerhard Löwenthal sind, bekämen die 
Zuschauer öfter etwas über Betrug und 
W ahrheit zu hören, was m andiem  Poli­
tiker nicht in den Rahmen paßte. Ich 
selbst kann mit all meinen Bekannten 
den Mittwochabend mit Gerhard Lö­
wenthal kaum erwarten.
Leserbrief aus der AVZ 
17. 8. 1973

Zur Kritik der Kritik des RCDS am HRG
Wenn wir im Folgenden näher auf die Kritik 
des RCDS am HRG eingehen, dann nicht des­
wegen, weil w ir diese Kritik und die daraus 
resultierenden Forderungen fü r besonders be­
achtenswert hielten, sondern deshalb — und 
darin liegt unzweifelhaft ein Verdienst des 
R.CDS — weil hier zum erstenm al eine rechte 
Hochschulgruppe in Aachen eine konkrete po­
litische Aussage macht, eine Einschätzung gibt 
und Forderungen erhebt, w ährend die andern 
(ALFA, UHG) im Leerlauf ihre Uriverbind­
lichkeiten w eiter dösen.

„Offensive" des RCDS
Im Jun i ging es los. Den hochschulpolitischen 
Gruppen der RWTH flatterte  ein vom Pastor 
persönlich gezeichneter Brief ins Haus, in  dem 
beklagt wurde, daß eine Resolution des RCDS 
zum HRG in der letzten SP-Sitzung des SS 
nicht behandelt werden konnte. (Daß diese 
Resolution nicht diskutiert werden konnte, 
weil RCDS und ALFA aus dem SP ausgezo­
gen waren, wird in dem Anschreiben leider 
vergessen zu erwähnen!)
Indes: Um die Zeit nicht nutzlos verstreichen 
zu lassen, entschloß sich der RCDS, „die 
Resolution aller Gruppen, die fü r das letzte 
SP kandidiert haben“ zu schicken. Denn „Wir 
sind der Ansicht, daß die Aachener S tuden­
tenschaft eine Stellungsnahme zu dem vom 
Bundeswissenschaftsminister vorgelegten Vor­
entw urf abgeben m uß“. (Alle Zitate aus dem 
Anschreiben vom 12. 7.) Dieser Meinung des 
RCDS w ürde wohl so schnell keiner w ider­
sprechen; ob freilich eine Stellungnahm e al­
lein ausreicht ist ebenso fragw ürdig wie das 
„Recht“ der Aachener Hochschulgruppen f ü r  
die Aachener Studentenschaft zu sprechen. 
Denn wenn das so ist, daß die Aachener Hoch­
schulgruppen fü r die Studentenschaft spre­
chen können (oder Briefe an den M inister 
schicken können), dann würden w ir Vorschlä­
gen, demnächst das S tudentenparlam ent durch 
die Hochschulgruppen wählen zu lassen . . .
Im letzten Satz des RCDS-Schreibens heißt 
es dann forsch: „Sollten sich diese Gruppen 
dazu bereit finden, kann sie (die Resolution 
d. V.) als o f f i z i e l l e  Erklärung der Aache­
ner Studentenschaft der Öffentlichkeit vor­
gelegt w erden.“
Hm! Es läßt sich der Gedanke nicht abschüt-

Konkurrenz etc. durchsetzen, braucht der kapi­
talistische S taat ein P lanungsinstrum entarium , 
mit dem er möglichst kurzfristig im Hoch­
schulbereich auf veränderte A rbeitskraft­
nachfrage reagieren kann. Sollte sich z. B. 
aufgrund der A rbeitsm arktlage eine „Über­
produktion“ von Diplom-Chemikern abzeich­
nen (wie momentan der Fall), so wird der ka ­
pitalaistische S taat versuchen, über Verschär­
fung des NC (wie ebenfalls m om entan der Fall) 
oder aber durch die in Zukunft zahlreich zur 
Verfügung stehenden anderen Steuerungsm e­
chanismen, die Chem iker-Produktion zu dros­
seln, indem die Studierwilligen in andere — 
besser nachgefragte — Studiengänge (Berufe) 
abgedrängt werden.
Ein w eiterer wichtiger Aspekt der Zentrali­
sierung und der dam it verbundenen E in­
schränkung der Hochschulautonomie liegt in 
der beabsichtigten betriebswirtschaftlichen 
Rationalisierung, d. h. der Kostenersparnis.

All diese Zusammenhänge, die im HRG selbst 
zu finden sind, müssen berücksichtigt werden, 
wenn man die Bestrebungen um eine bundes­
einheitliche Bildungsplanung, bzw. um ein 
einheitliches Bildungssystem verstehen will.

„Chancengleichheit und Einheit 
der Lebensverhälfnisse"
Wenn man jedoch — wie der RCDS — einem 
weismachen will, daß das ganze HRG und die 
dam it verbundenen Gesetze wie das Hoch­
schulstatistikgesetz, das Hochschulbauförde­
rungsgesetz usw., die gerade Bestandteile die­
ses Planungsinstrum entarium s s ind ,... daß all 
diese Planungsinstrum ente der „Chancen­
gleichheit“ und der „Einheit der Lebensver­
hältnisse“ (?!) zuliebe gemacht werden, dann 
muß man entweder selbst mit überdim ensio­
naler N aivität begnadet sein oder aber zy­
nisch die Unwissenheit anderer ausnutzen 
wollen, um ihnen durch ideologisches Gesab- 
bere den Blick fü r die Realitäten zu vestellen. 
Wen w underts da noch, wenn der RCDS am 
Ende seines Flugblattes 1 zum HRG, nachdem 
er den Leser mit allerlei Technokraten-K au- 
derwelsch im Stile von „Innovationszwänge“ 
und modischen Füllseln wie „Einheit der Le­
bensverhältnisse“ bequasselt hat, zu dem 
Schluß kommt: „Das HRG löst nicht die Kon-

Symptome zu unterdrücken, und zwar durch 
Einschüchterung oder Gewalt, darüber ver­
liert er kein Wort. Denn dann w ürde deutlich, 
daß h in ter dem Technokraten-Jargon vom 
„Konflikte regeln“ nichts w eiter steht als die 
Absicht der politischen und sozialen Diszipli­
nierung, der der RCDS hier das Wort redet. 
Alles in allem: „Der RCDS bedauert, daß das 
geplante HRG (gegen das die Studenten 70 
gekäm pft haben? d. V.) nicht m ehr in der letz­
ten Legislaturperiode verabschiedet w u rd e . . “ 
Also: „hält der RCDS seine Forderung, e i n  
HRG (egal welches d. V.) zu verabschieden, 
weiterhin mit allem Nachdruck aufrecht. Er 
fordert, daß der neue Bundestag die zügige 
Verabschiedung d e s  HRG (welches den nun? 
Das von Leussink, der CDU oder des RCDS 
Aachen? d. V.) als eine vordringliche Aufgabe 
unverzüglich w ahrnim m t.“ (Flugblatt Nr. 1)

Nachdem der RCDS so entschieden und „mit 
Nachdruck“ gefordert hat „ein“, bzw. „das“, es 
sei denn das „geplante“ HRG zu verabschie­
den, konnte WiMi Dohnanyi nicht umhin, 
schon im Juni dieses Jahres einen neuen 
HRG-Entwurf vorzulegen. Der — w er hätte 
daran gezweifelt — den wesentlichen For­
derungen des RCDS genüge tut.
Zum Beispiel:

„Mitwirkung für alle"
Die um werfende Forderung des RCDS zum 
„Recht auf M itwirkung“ (Resolution des RCDS 
P unkt A), wohlgem erkt nicht „M itbestim­
m ung“ sind:
1. „Alle M itglieder der H ochschule... müssen 

Recht auf M itwirkung haben“
Schon in diesem ersten P unkt m ußte WiMi 
Dohnanyi kapitulieren. Wie beim RCDS taucht 
das frevelhafte Wort „M itbestim mung“ gar 
nicht mehr auf, sondern in enger Anlehnung 
an den RCDS-W ortlaut heißt es im § 40 (1) 
des neuen HRG-Entwurfs: „die M itwirkung 
ist Recht und Pflicht aller ih rer Mitglieder.“ 
Und zwar so: Die Professoren w irken in den 
Fragen der Lehre, Forschung und Berufung 
so w irksam  mit, daß die W irkung der M it­
w irkung des Rests in jedem  Fall an der ab ­
soluten M ehrheit der Profs verpufft. Man 
sieht: Erfolg des RCDS auf ganzer Linie! Was 
w äre wohl ohne seine umwerfenden M itwir-



demonstrieren mit tust
wir haben recht — wir werden siegen
laßt uns die ausbeutung besiegen hey!
unsere eigene Ordnung aufbauen hey!
ha! sagten wir und stiegen in den kampf
jeder in seiner hand die waffe
die ausbeutung werden wir besiegen hey!
unsere eigene Ordnung werden wir aufbauen hey

W enn sich jedoch die doppelt Betroffenen, die 
arbeitende (und konsumierende) Bevölkerung
zu w ehren beginnt, reden viele sofort von 
„illegalen“ wilden Streiks. Dann wird eine 
beispiellose Propagandamaschinerie in Gang 
gesetzt, diese einzig vernünftigen Aktionen als 
illegal und uns alle gefährdend darzustellen 
(Bildzeitung: „Inflation durch wilde S treiks?“). 
Der alte Buhmann „Lohn-Preis-Spirale“ muß 
wieder herhalten, denen, die die Leidtragen­
den einer Inflation sind, auch noch die Schuld 
dafür in die Schuhe zu schieben — den A r­
beitern. Aber wie sieht das wirklich aus? 
Zum einen steigt jedes Ja h r  in der Bundes­
republik die Produktivität je Beschäftigtem 
stetig. F ü r die A rbeiter macht sich das in zu­
nehm ender A rbeits- und Akkordhetze be­
m erkbar; das ist nicht nu r eine Folge der 
Automatisierung! Die A rbeiter fordern des­
halb zu Recht bessere Arbeitsbedingungen und 
höhere Löhne.
Zum anderen ein grob vereinfachendes Re­
chenexempel: Ein P rodukt habe einen Lohn­
kostenanteil von 30 Prozent. Gesetzt den Fall, 
der Lohn steige um 10 Prozent. Dann darf 
der Preis des Produktes, soll der K ostenan­
stieg voll weitergegeben werden, um genau 
10 Prozent x 30 Prozent =  3 Prozent steigen! 
Schön wär*s! In W irklichkeit haben im letzten 
Ja h r  die Preise die Löhne bei weitem über­
rundet! Es gibt keine „Lohn-Preis-Spirale“!!! 
Es ist also zu begrüßen, daß immer m ehr A r­
beiter inzwischen bem erkt haben, daß sie 
fortw ährend um die Früchte ihrer Arbeit be­
trogen werden, und daraus die einzig richtige 
Konsequenz ziehen: sie streiken, um ihren 
Forderungen Nachdruck zu verleihen.

Preistreiberei entgegenzutreten. Es ist not­
wendig, daß wir uns solidarisch zu den Strei­
kenden verhalten.
Wie kann das aussehen?

WIR SOLLTEN UNS INFORMIEREN!
Über die Entwicklung der Preise, der Löhne, 
der Umsätze, der Gewinne, der Lebenshal­
tungskosten, der Arbeitsbedingungen! Uber 
die Gründe der Streiks! Nicht nur über ihre 
Auswirkungen! Uber die Reaktion der Unter­
nehmer (Polizeiknüppel etc.). Nicht nur aus 
„Welt“ und „Bild“ und „FAZ“!
WIR SOLLTEN DARÜBER DISKUTIEREN! 
Mit Kommilitonen! Mit Freunden und Be­
kannten!« Mit den betroffenen Arbeitern! 
WIR SOLLTEN VERSUCHEN, 
das Gerede von der „Lohn-Preis-Spirale“ zu 
begreifen als das, was es ist: vordergründig 
plausibel erscheinende Propaganda derer, 
denen sie. nutzt!
WIR SOLLTEN VERSUCHEN, 
der verleumderischen Hetzkampagne von 
Springer und Konsorten durch eine aufklä- 
rende Diskussion zu begegnen! Wir sollten 
den Streikenden durch eine weitere Verbes­
serung der „öffentlichen Meinung“ den Riik- 
ken stärken!
STELLEN WIR UNS
AUF DIE SEITE DER STREIKENDEN!!!

Unions-Ideologie
Im Kampf gegen Ideologen
erfanden Unions-Ideologen
ihre „Humane Leistungsgesellschaft“,
die bei näherem  Hinsehen
sich entpuppt als gewöhnliche
G m b H ,  das heißt: Gesellschaft
mit beschränkter Hum anitätsleistung.

JOACHIM SCHWEDHELM 
FR 3.3.73

Brief an uns
An den AStA der rheinisch-westfälischen Betriebsrat der Firma
Technischen Hochschule Pierburg, Autogerätebau,
51 Aachen, Turmstraße 3 Neuss

Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Für die gezeigte Solidarität anläßlich der spontanen Arbeitsniederlegung bei der 
Firma Pierburg danken wir Euch herzlichst.

Die Ergebnisse lauten:
— Bezahlung von 4 der 5 Streiktage
— keine Entlassungen
— für jeden gewerblichen Arbeitnehmer ah 1. 8. 1973 

DM 0,30 mehr pro Stunde
— für alle Angestellte ab 1. 8. 1973 DM 50,- mehr pro Monat
— Wegfall der Lohngruppe zwei
— Teuerungszulage von DM 200,— für jeden Arbeitnehmer 

Nochmals dürfen wir Euch für das gezeigte Interesse herzlichst danken.

wsmmmm I S
im Umgang mit den Representations- und 
Vertretungsrechten der Verfaßten S tudenten­
schaft an den Tag legt, ein w eiterer Schritt 
innerhalb der RCDS-Strategie, die VS zu li­
quidieren. Selbst wenn man diesem Eindruck 
trotzt, bleibt noch die Verwunderung, wie der 
Ring von CDU-Studenten auch ohne das — 
scheinbar nur formal erheischte — Placet der 
linken Hochschulgruppen m it seiner Resolu­
tion an die Öffentlichkeit treten  kann; so ge­
schehen mit großem Propaganda-Tam tam  in 
der A VZ...
Ob der RCDS seine Resolution, die w eder den 
Segen aller Hochschulgruppen hat, geschweige 
denn die Zustimmung der Aachener S tuden­
tenschaft (vertreten durch das SP), trotzdem 
an den W issenschaftsminister geschickt hat, 
bleibt ungewiß (1).
Daß die Basisgruppen und der von ihnen ge­
stellte AStA die RCDS-Resolution nicht un ­
terschrieben haben, liegt nicht nu r an unse­
ren kleinlichen Bedenken hinsichtlich der Re- 
presentations„rechte“ der Aachener Hoch­
schulgruppen, sondern auch daran, daß w ir 
— v erze ih t der liebe Gott — auch i n h a l t ­
l i c h  einige Bedenken gegen die päpstlichen 
Vorstellungen des RCDS zum HRG haben.
Zu Beginn des SS 73 brachte der RCDS sein 
erstes F lugblatt der Saison zum HRG heraus. 
Die zentrale Forderung:

„Schnellstens das HRG 
verabschieden"
Bekanntlich lag zur damaligen Zeit das HRG 
noch auf Eis. Das Stichwort des kapitalisti­
schen Staates zur Durchsetzung der Hoch­
schulreform hieß damals: d e z e n t r a l .  D. h. 
man versuchte die Hochschulreform über Län­
dergesetze, Hochschulsatzungen, bzw. S taats­
verträge durchzusetzen, da ein HRG zum da­
maligen Zeitpunkt wenig Chance auf Ver­
wirklichung hatte. Der „Vorteil“ des dezen­
tralen Vorgehens war, daß bundeseinheitliche 
Aktionen wie Sternmarsch oder G eneralstreik 
nicht stattfanden, mit W iderstand also im mer 
nur im kleineren Maßstab zu rechnen w ar — 
so führte NRW-WiMi Rau die heftig k riti­
sierte Trennung von Kurz- und Langzeitstu- 
dieum isoliert durch eine oktroierte Prüfungs­
ordnung an den neu errichteten Gesamthoch­
schulen NRWs ein. Der Nachteil des dezen­
tralen Vorgehens liegt jedoch darin, daß die 
aus politischen und ökonomischen Gründen 
angestrebte Einheitlichkeit der kapitalisti­
schen Hochschulreform nicht erreicht wurde. 
Diese Einheitlichkeit ist jedoch die w esent­
liche Voraussetzung und Bedingung für die 
angestrebte kurzfristige, zentrale Steuerung 
der Ausbildungskapazitäten im Hochschulbe­
reich; eine Steuerung, die fü r den kapitalaisti­
schen S taat um so wichtiger wird, je schnel­
ler sich die Anwendungsbedingungen der A r­
beitskraft im kapitalistischen Produktionspro­
zeß verändern. Da diese Veränderungen je­
doch nicht geplant werden, sondern sich anar­
chisch und naturwüchsig über K onjunktur,

(1) E s w ä r e  a u ch  n ic h t, u n in te r e s s a n t  zu  e r fa h r e n ,  
o b  d e r  R C D S  s e in e n  S c h lu ß sa tz  b e ib e h a lte n  h a t,  
d e r  d a  la u te t :  „ D ie  S tu d e n te n s c h a f t  d e r  R W T H  
A a c h e n  fo r d e r t  B u n d e s w is s e n s c h a f ts m in is te r  K la u s  
v o n  D o h n a n y i a u f, d e n  v o r g e le g te n  E n tw u r f  an  
H a n d  d ie s e r  F o r d e r u n g e n  zu  ü b e r p r ü fe n  u n d  
ih n e n  (!!!) a n z u g le ic h e n .

regeln.“ Daß gesellschaftliche Konflikte, die 
in der Hochschule erscheinen, nicht dort ge­
löst werden können, weil sie dort nicht ihre 
Ursache haben, kann der RCDS nicht ver­
schweigen, daß aber „Konflikte regeln“ in 
diesem System nichts anders heißt als die

Was die zweite Mitwirkungsforderung des 
RCDS angeht, so bewegt sie sich gerade noch 
am verfassungsrechtlich Hinnehmbaren. Er 
fordert kühn:

Fortsetzung Seite 4
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Zur Lage auf dem Aachener Wohnungsmarkt im WS 73/74
Welche Ausmaße die Wohnungsnot im kom­
menden WS 73/74 annehm en wird, darüber 
kann man sich leicht anhand einiger Zahlen 
ein Bild machen.

.WS 73/74 SS 73
TH 16 700 15 978
PH 2 405 2 398
FH 3 500 4 000
Zum kommenden WS rollt — allen bisherigen 
Prognosen zum Hohn — eine gewaltige S tu ­
dentenlawine auf die Aachener Hochschule zu: 

erw artet Gesamt-
(bzw. durch ZVS Studen- 
zugeteilt) ten-Zahl

TH ca. 4000-5000 20 000-21 000
PH mind. 420 2 800- 3 000
FH ca. 1000 4 500
insges. 5500-6500 27 300-29 500
Was steht z. Z. an Wohnheimplätzen gegen­
über?
TIi: Studenten w erk e. V. 
HfG-Heim (sollten bis 1. 10. 
d. J. bezugsfertig sein) 
Kirchl. u. w eitere T räger­
organisationen

1333 Plätze

356 Plätze

500 Plätze 
2189 Plätze

Damit wohnen nur etwa 10 % der TH -Stu- 
denten in Studentenheim en (70 w aren's noch 
14 %), wenngleich der seit Jahren fortgeschrie- 
benc Düsseldorfer Wohnheimplan empfiehlt, 
mindestens 30 % aller Studenten in Wohn­
heimen unterzubringen.
Die konkrete P lanung des Landes NRW je ­
doch schreibt den derzeitigen Mißstand schon 
für die 80er Jah re  fest. So sind für Aachen 
bis zum Jah re  1982 nur 2636 W ohnheimplätze 
vorgesehen (das sind nur 447 mehr!). F ür den 
Bereich der Pädagogischen Fachhochschule 
sieht es nicht viel besser aus. 1973 fehlen in 
der BRD insgesam t 108 000 Plätze in S tuden­
tenwohnheimen (Antwort der Bundesregie­
rung auf eine kleine Anfrage der CDU/CSU, 
Ja n u ar 1971).

U nterstellt man also bei den z. Z. annähernd 
30 000 Studenten in Aachen, daß ca. 10 % von 
ihnen in W ohnheimen untergebracht sind, im 
Schnitt 15 % im Einzugsgebiet Aachen bei 
ihren Eltern oder Verwandten wohnen, blei­
ben 75 %, die in der S tadt Aachen selbst ein 
Unterkomm en finden müssen; das sind 
schlichte 22 500 Studenten. Davon stehen 
je tzt zum WS ca. 2000-3000 völlig auf der 
Straße.

Unabhängig davon sind z. Z. beim Aachener 
Wohnungsamt weit über 3500 W ohnungssu­
chende registriert. (Eine Zahl, die m an ge­
trost mit 2-3 multiplizieren kann — Familie)! 
Die Stadt Aachen macht ihrem  amtlich fest­
gestellten Wohnungsdefizit von 9,3 %, womit 
sie an der Spitze aller S tädte in der BRD liegt, 
alle Ehre. Nach einer neuen Untersuchung ei­
ner Projektgruppe an der A rchitekturabtei­
lung der RWTH läßt sich jedoch noch eine 
bedeutende Verschlechterung dieser Situation 
innerhalb der letzten Jah re  feststellen (incl. 
1972). Danach ergibt sich für Aachen Stadt 
allein bei einem W ohnungsbestand von 60 782 
W ohnungen ein Fehlbestand von ca. 7263 
Wohnungen; das sind schlichte 12 %.

Dabei ist diese Rechnung im mer noch zu nie­
drig gegriffen: in ih r sind beispielsweise 
noch die leerstehenden oder zum Abbruch 
bestimmten Häuser und Wohnungen enthal­
ten, Studenten und G astarbeiter, die in „Woh­
nungen“ wie Speichern, Kellern oder Schup­
pen wohnen, sind miltgezählt, die Einpendler 
außer Acht gelassen usw.

In den anderen U niversitätsstädten der BRD 
sieht es nur unwesentlich besser aus; wobei 
die neugegründeten Unis (Bochum, Duisburg, 
Essen etc.) noch schlimmer dran sind, weil sie 
nicht auf tradierte Zimmerressourcen zurück­
greifen können.

Im Schnitt steht in der BRD zum VVS jeder 
10. Student ohne Zimmer da.

Wohnheimplanung von Bund und Ländern
F ür den studentischen Bereich hat die Bun­
desregierung um fangreiche W ohnheimbaupro­
gram m e angekündigt. Dennoch werden 1975 
voraussichtlich 136 000 W ohnheimplätze feh­
len.
Bis zum Jah re  1980 müßten jährlich ca. 
20 000 neue W ohnheimplätze gebaut werden, 
um wenigstens für die Studenten aus Fam i-

ü  A.

schon heute als nicht ausreichend angesehen 
werden.
Zur Zeit sieht es so aus, daß Ausstattung und 
Lage der bestehenden Wohnheime in der Re­
gel nicht den Bedürfnissen der Studenten en t­
sprechen. In den Gemeinschaftswohnheimen 
ist oft für 20 und m ehr Studenten nur eine 
Toilette vorhanden. Die Zimmer sind oft 
kaum größer als 10 qm, was genau dem ge­
forderten Minimum entspricht. (Für Hunde 
sehen die Richtlinien mindestens 12 qm vor). 
Dabei ist es ein Gemeinplatz, daß die Mini­
mierung von Kosten- oder K onjunkturpoliti­
sche M aßnahme ist, sondern gerade zu den 
strukturellen  Bedingungen spätkapitalisti­
scher Systeme gehört.
Den besonderen Anforderungen an Wohn­
heimbauten, die durch die spezifischen Be­
dürfnisse und Wünsche der Studenten be­
stim m t sind, träg t w eder der traditionelle 
Gemeinschaftswohnheimbau Rechnung, noch 
die Appartementbauweise, die dazu führt, 
daß viele Studenten nicht einmal ihre Nach­
barn kennen. Soweit w ir uns auch einerseits

Presseerklärung der 
stud. Vertreter im SW 
zur derzeitigen Situa­
tion in den Studenten­
wohnheimen
„Die studentische W ohnsituation in 
Aachen stellt sich folgendermaßen dar: 
etwa 21 000 Studenten (Schätzung TH 
allein im Wintersemester 73 74) stehen 
1 684 Plätze in den vom Studentenw erk 
(SW) verwalteten Wohnheimen zur 
Verfügung. Dazu kommen noch etwa 
500 Plätze in Wohnheimen anderer 
Träger (z. B. Kirche).
Die Mieten in diesen Heimen sind in 
den letzten zweieinhalb Jahren von 80 
M ark auf jetzt 125 Mark gestiegen, d. 
h. um 5 6 Prozent,  im gleichen Zeit­
raum  blieb der Höchstförderungssatz 
nach dem BAFÖG konstant auf 420 
Mark stehen. Die Heimbewohner 
äußern seit Jahren ihren Unmut über 
die der sogenannten „freien M arkt­
wirtschaft" angepaßten M ietpreisent­
wicklung.
Seit nunmehr 15 Monaten w ird deshalb 
in den Wohnheimen des S tudenten­
werks gestreikt, d. h. über 90 Prozent 
der Bewohner zahlen den für, sie ge­
rade noch tragbaren Mietpreis von 95 
Mark.
Das Studentenwerk befindet sich in 
dieser Auseinandersetzung ständig im 
Konflikt, einerseits die Forderung des 
Wissenschaftsministeriums nach kosten­
deckender Miete, d. h. laufende Miet­
erhöhung, und andererseits der In ter­
essenvertretung seiner Mitglieder, d. h.« 
ihnen sozial tragbare Mieten zü sichern. 
Der Geschäftsführer des SW, Redding, 
ergriff bisher eindeutig Partei fü r die 
Forderung des W issenschaftsministe- 
riums. Es erscheint daher als schlecht­
hin unverschämt, wenn huch nicht ver­
wunderlich, daß Redding in einem 
Artikel von einem „günstigen Miet­
preis“ von 125 Mark (!) spricht.
Einmal m ehr disqualifiziert sich Recl- 
ding als Geschäftsführer eines Ver­
eins, dessen Ziele eindeutig die Ver­
tretung der sozialen Interessen vieler 
Studenten ist. Er handelt auch gegen 
emen Vorstandsbeschluß, der besagt, 
daß das Maximum der sozial tragbaren 
Miete bei 100 M ark liegen muß. 
Reddings Äußerung w ird bei vielen 
Zim m erverm ietern in Aachen und Um­
gebung die Wirkung haben, daß die 
Zimm ermieten und in deren Nachfolge 
auch die Wohnungsmieten erhöht w er­
den. Das trifft in erster Linie Studen- 
den, G astarbeiter und andere sozial 
Schwache.

zu integrieren. Das schließt natürlich den 
Bau von Folgeeinrichtungen, wie K inderkrip­
pen und -tagesstätten ein.
Die Mieten in den Wohnheimen sind einzu­
frieren. Mieten von 120 DM und mehr, die 
weit m ehr als ein Viertel der monatlichen 
Ausbildungsförderung verschlingen, sind für

„juristische Personen des Privatrechts“ T rä ­
ger des öffentlich geförderten Wohnheimbaus
sein können. Dadurch wird einerseits der 
staatliche Baukostenanteil gesenkt, anderer­
seits erhalten die privaten T räger Zuschüsse 
und Steuervergünstigungen. Vom privaten 
Studentenwohnheim bau erhoffen sich die
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Leerstehende Hauser in Aachen in der Blondelstraße.

Studenten sozial nicht tragbar. Deshalb muß 
die Differenz zur , kostendeckenden Miete 
durch staatliche Zuschüsse an die S tudenten­
w erke ausgeglichen werden, 
ln den Richtlinien zur S tudentenraum förde­
rung ist vorgesehen, daß in Zukunft auch

W ohnungsbaukonzeme deshalb neue P rofit­
quellen. Die Auflagen, die mit der Vergabe 
öffentlicher Mittel verbunden sind (z. B. Be­
schränkung der Miethöhe) werden, wie vor 
allem die Erfahrungen in W est-Berlin zeigen, 
nur in den seltensten Fällen eingehalten.

Zur Rolle der Stadt Aachen
Sanierungsstrategie und Mietpreisauftrieb

Die größten Ressourcen eines W ohnungsange­
bots für Studenten liegen in Aachen derzeit 
noch im relativ  um fangreichen A ltbaube­
stand. Dennoch läßt sich seit einigen Jah ren  
bereits die Tendenz verfolgen, gerade diese 
Altbaugebiete in der Innenstadt zum H aupt­
gegenstand einer großflächigen radikalen Sa-

Rosviertel oder am A nnuntiatenbach oder 
vornehm er „Sanierung“ erscheint in Aachen 
noch blaß gegenüber dem Ausmaß, das diese 
Politik bereits in anderen Städten angenom­
men hat, etwa in F rankfu rt (Westend), M ün­
chen, Köln, Ham burg u. a. m.
Die Wesenszüge sind, jedoch hier wie da, die
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lien mit niedrigem Einkommen, ausländische 
Studenten und auch körperbehinderte S tu ­
denten (mit entsprechenden Pflegeeinrich­
tungen) W ohnraum zur Verfügung zu haben. 
(Allein die 1972 erzielten Spekulationsge­
winne würden ausreichen, um 10 000 Wohn­
heim plätze zu bauen. Die Kosten pro geför­
derten Platz dürfen nach den Bund-Länder- 
Richtlinien 30 000 DM nicht überschreiten. 
Die Steigerung der Baukosten wird allerdings 
dazu führen, daß die Kostenrichtwerte nur 
dann eingehalten werden können, wenn d ra ­
stische Konzessionen an die Q ualität und 
Ausstattung der W ohnheimplätze gemacht 
werden. Die M indestanforderungen, die den 
Kostenrichtwerten zugrunde liegen, können

nisgcrechter W ohnungsplanung im tertiären 
Sektor im Klaren sind, so müssen w ir uns 
doch andererseits mit möglichen A lternativen 
und Forderungen auseinandersetzen. Bei­
spielsweise sollten Studentenwohnheim e in 
Zukunft so gestaltet sein, daß m ehrere S tu ­
denten in kleinen W ohngruppen gemeinsam 
wohnen können (Sanitäre Einrichtungen, K ü­
che und Eßraum würden von 3—4 Personen 
genutzt). Möglichkeit zur G ruppenarbeit und 
koll. Emanzipation.
Studentenwohnheim e dürfen keine Ghettos 
sein, sie könnten mit W ohneinheiten des so­
zialen W ohnungsbaus kom biniert werden 
(auch un ter Berücksichtigung der In fra­
struk tur!). Damit wird eine Voraussetzung 
fü r die vollständige Integration des studenti­
schen Wohnens in den allgemeinen Woh­
nungsbau geschaffen.
Dazu tragen auch schon gemeinsame Aktio­
nen mit G astarbeitern, Obdachlosen und an ­
deren von der Wohnungsnot Betroffenen bei. 
Es muß jedenfalls auch mit Hilfe solcher Ak­
tionen verhindert werden, daß auf Kosten 
kinderreicher Familien und älterer Menschen 
Wohnungen geräum t werden, um sie aufzu­
teilen und dann mit höherem Profit an S tu ­
denten und G astarbeiter weiterzuverm ieten: 
Deshalb müssen u. a. auch W ohnheimplätze 
geschaffen werden.
Studentenehepaare, die derzeit durch die 
Richtlinien der Bund-Länder-Kommission be­
sonders stark  benachteiligt sind, sind eben­
falls in die W ohnheimplanung (oder auch im 
Rahmen des sozialen Wohnungsbaus) stärker

neuen Wohnheimen: Die herrschende 
Studenten-W ohnheime-Bauweise zeig­
te immer schon die Tendenz zu zellen­
artigen „Zimmern“, die der Vereinze­
lung der Studenten Vorschub leistet. 
Bisher w ar es aber immer gelungen, 
Gemeinschaftsräume fü r gemeinsame 
A ktivitäten zu benutzen.
Erstm als bei den sogenannten HFG- 
Heimen in der Bärenstraße und Am 
Weißenberg m anifestiert sich die Ver­
einzelung dadurch, daß jeder S tudent 
tatsächlich in seiner „Zelle“ mit WC 
und Dusche allein ist. Es ist also ge­
lungen, 174 WCs, 174 Duschen, 174 Spü­
len und 174 Kühlschränke auf Kosten 
von dringend notwendigen Gemein-* 
Schaftseinrichtungen zu schaffen.
Diese. Bauweise läuft auch allen Ver­
suchen des SW zuwider, die S tudenten­
wohnheim-Modelle unterstützen, die 
Vereinzelung mit Hilfe neuer Formen 
des gemeinschaftlichen Wohnens zu 
mildern. Deshalb verw undert es um so 
mehr, daß der Geschäftsführer des SW 
diese Heime derart hochjubelt.
Die studentischen V ertreter im SW 
werden deshalb im Vorstand und in 
der M itgliederversammlung des SW 
w eiter darauf dringen, daß der jetzige 
Geschäftsführer des SW, Redding, nicht 
zuletzt seiner unqualifizierten Äuße­
rungen wegen, entlassen wird.
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Zur Kritik des RCDS
„Soweit nach dem Urteil des Bundesverfas­
sungsgerichtes noch möglich, muß ausge­
schlossen werden, daß eine M itgliedergruppe 
eine andere aufgrund der S tim m enverhältnis­
se m ajorisiert.“
Da hat der RCDS nun mal Pech gehabt: Denn 
hätte  er dasBVG-Urteil gelsen, dann wüßte 
er, daß die Professoren in allen relevanten 
Fällen den Rest eines Gremiums majorisieren 
dürfen; sogar in Fragen der Lehre können sie 
— nach dem BVG — zumindest durch Stim ­
mengleichheit paralysieren.
Naja, schadet nix. Fordern kann m an‘s ja! Die 
S tudenten würden wohl auch dumm gucken, 
wenn der kapitalistische S taat ausgerechnet 
alle Forderungen des RCDS erfüllen würde. 
Vielleicht würden sie sogar stu tz ig ...
Was die dritte Forderung des RCDS zur M it­
w irkung angeht, so w ar es dem Verfasser 
leider nicht möglich herauszufinden, was der 
RCDS auszudrücken sich bemüht. Urteilen 
Sie selbst:
„Die Representationsstrukturen richten sich 
nach den Prinzipien der Qualifikation und 
der Betroffenheit.“
Nehmen w ir einmal an, es handelt sich bei 
dieser verschlüsselten Forderung um m ehr 
als eine optische Verlängerung des Textes, 
dann haben w ir eigentlich nur eine Erklärung: 
Der RCDS meint die „funktionsgerechte M it­
w irkung“ ! oder auch die sog. „qualifizierte 
M itbestimmung“ — ohne sich da näher fest­
legen zu wollen. H inter diesen Begriffen ver­
b irgt sich im allgemeinen der Versuch, den

Professoren aufgrund ihres — wie immer 
definierten — qualitativen Gewichtes auch die 
quantitative M ehrheit in einem Gremium 
anvertrauen zu wollen. Motto: Qualität 
braucht Quantität! Wie gesagt: H ätte der 
RCDS mal etwas im BVG-Urteil zum Nieder­
sächsischen Vorschaltgesetz geblättert, wäre 
ihm diese Sorge erspart geblieben und er 
hätte um so rückhaltloser, ja : „Paritätische
M itbestimmung“ fordern k ö n n e n ------„soweit
nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerich­
tes noch möglich“ !
Aber lassen w ir den RCDS seinen Begriff der 
„funktionsgerechten M itwirkung“ selbst de­
finieren:
1. Jeder hat „Recht auf M itw irkung“. Das 

hatten w ir schon.
2. „Keine M itgliedergruppe darf eine andere 

aufgrund ihrer Stim m enverhältnisse (wes­
sen Stimm enverhältnisse? d. V.) m ajori­
sieren“. Naja, die Geschichte mit dem BVG.

3. „Die Representationsstrukturen richten sich 
nach den Prinzipien der Qualifikation und 
der Betroffenheit“. Da wären w ir wieder. 
(Alle Zitate aus dem 2. Flugblatt zum HRG)

Damit jetzt abschließend k lar wird, was 
„funktionsgerechte M itwirkung“ heißt, p rä ­
zisiert der RCDS:
„Partizipationsrechte und Representations­
struk turen  haben sich nach der Funktion der 
Hochschule im Sinne ihres Beitrages zu einem 
humanen gesellschaftlichen Fortschritt zu 
richten.“ (2. F lugblatt zum HRG)
Alles klar.
Vorwärts zum Humanismus mit dem RCDS! 
Kommen w ir anschließend zu einem weiteren 
heißen Eisen, das der RCDS unerschrocken 
anfaßt:

3. Die „akzeptable S tudienreform “
F ür eine „akzeptable S tudienreform “ fordert 
der RCDS ü. a.: „Rahmenbestimmungen für 
Prüfungsordnungen dürfen nur allgemeine 
Qualifikationsanforderungen stellen, jedoch 
nicht bestimmte Studiengänge vörschreiben.“ 
(Resolution Punkt B)
Die Logik dieser Forderung ist bem erkens­
w ert :
„Allgemeine Qualifikationsanforderungen“ 
sollen also gestellt werden, nur dürfen sie 
nicht in einen bestimmten Studiengang ge­
faßt werden. Also sollen Prüfungsordnungen 
verfaßt werden, die sich jedoch nicht auf ei­
nen Studiengang beziehen. Na prima, wer 
hätte sich nicht schon Prüfungsordnungen ge­
wünscht, denen kein Studiengang entspricht; 
oder um gekehrt: wer wollte nicht S tudiengän­
ge ohne Prüfungsordnungen . . .
Wirklich „akzeptabel“ !
Was der RCDS wahrscheilich meint, ist, daß 
„tätigkeitsfeld“-bezogen qualifiziert werden 
soll. Damit liegt er hundertprozentig auf der 
Linie der kapitalistischen Hochschulreformer, 
die ja aufgrund der schnellen technologischen 
Veränderungen Leute ausbilden wollen, die 
sich schnell und ohne Konflikte von einer 
fachidiotischen Arbeit auf die nächste um ­
stellen können.
Aber es kommt noch besser:
„Sie (die Prüfungsordnung, d. V.) müssen in 
M itwirkung der Hochschulen' erlassen w er­
den“. Wieder so eine revolutionäre M itwir­
kungsforderung der jungen Christ-Dem okra­
ten. Diesmal sollen die Hochschulen bei der 
ministeriellen Oktroipolitik (die aufgrund des 
§ 10 möglich wird) „m itwirken“ dürfen; etwa 
so wie die Studenten in den von den Profs 
beherrschten Gremien?

Die weitgehende Interessenidentitäf in dieser 
Hinsicht beflügelt die gemeinsamen Sanie­
rungsvorhaben von S tadtverw altung und be­
teiligten und interessierten Einzelkapitalen. 
(Haus, Grund und Boden, Finanz, Handel 
etc.)
Die planmäßige Stadtteilzerstörung wie im

Grundstückspreise, Bodenspekulation in den 
Stadtkernen, Abbruch, Neubaugenehmigung, 
Erstellung optim aler In frastruk tu rm aßnah- 
men durch die S tadt als Voraussetzung fü r 
die Ansiedlung profitabler D ienstleistungsun­
ternehm en oder sonstiger rentierlicher Inve­
stitionen, Verödung des S tadtkerns (beispiel­
haft h ierfür ist die Entwicklung in der obe­
ren Theaterstraße), Schlafstädte an der P eri­
pherie (s. Driescher Ilof, Preuswald) und Ob­
dachlosensiedlungen (z. B. Feldchen).
Ergebnis: die bisherigen M ieter und Woh­
nungssuchenden werden in ungünstigen L a ­
gen an die S tadtränder geworfen, die Lage auf 
dem M arkt erschwinglicher W ohnungen ver­
schärft sich zusehends, w ährend in den In ­
nenstädten oft ein Überangebot an teuren 
freifinanzierten Wohnungen leersteht. U nm it­
telbare Not und Überangebot auf dem W oh­
nungssektor zur gleichen Zeit charakterisieren 
beispielhaft die U nfähigkeit zu gesellschaft­
lich sinnvoller W ohnungs- und Stadtplanung 
im Kapitalismus.

Zur Rolle der Parteien in der Aachener Wohnungspolitik
Tonangebend in der Kommunalpolitik der 
S tadt Aachen ist seit 24 Jahren ungebrochen 
die CDU; Rat und Verwaltung der S tadt sind 
überproportional mit Parteileuten besetzt. 
„CDU-Interessen, von der Verwaltung form u­
liert, werden als neutrale Sachinteressen dem 
Rat vorgelegt und von der M ehrheitspartei 
durchgesetz t. . .  Abgesehen von den überre­

gional agierenden Einzelunternehm en, K api­
talgesellschaften, Spekulanten und M aklern, 
Banken und Versicherungen, die aufgrund 
ih rer ökonomischen M acht erw arten, daß ihre 
privaten Ziele vor der P lanung berücksichtigt 
werden, haben auf die planende Verwaltung

Fortsetzung in der nächsten asz

Frage: Richtet sich auch hier die M itwirkung 
nach „der Funktion der Hochschule im Sinne 
ihres Beitrages zu einem humanen gesell­
schaftlichen Fortschritt“?
Aber eines muß man dem RCDS zugute hal­
ten, daß die Prüfungs- und Studienordnungen 
demnächst au toritär dik tiert werden, wird 
nicht unnötig problem atisiert. Ebensowenig 
die Tatsache, daß die zentralen S tudienre­
formkommissionen zusammen mit K apitali­
stenvertretern und Staatsagenten die P rü ­
fungs- und Studiönordnungen ausarbeiten 
werden. 1

das Tag-  und Na c h t c a f e

mit

Cha r l y  Flai r

duftes Essen und Trinken, 

dufte Musik, *  

dufte Bedienung

täglich von 10.00 h mittags bis 3.00 h früh

Aachen -  Rommelsgasse 3
(am Couven-Museum)

Kommen w ir zur letzten Forderung des RCDS: 
Er fordert, daß die Hochschulen die S tudien­
reform  selber erarbeiten sollen; daß die Re­
form -Initiative von ihnen ausgehen muß usw. 
usw. Diese Forderung ist wahrscheinlich ä lte r 
als die Jungm änner des ganzen RCDS Aachen 
zusammen.

Mief aus der Mottenkiste
Entscheidend ist aber die i n h a l t l i c h e  
Seite der S tudienreform : die Frage: Studium  
für wen? Wem nützt wissenschaftliche E r­
kenntnis; w er verfügt darüber? Wer bestimm t, 
was und wofür w ir ausgebildet werden?
Wenn der RCDS sich getrau t hätte, einmal in 
diese Richtung zu fragen, w äre e r  w ahrschein­
lich bald darauf gestoßen, daß seine Mäzene, 
seine ideologischen Ziehväter, oder — um 
den K orporierten verständlich zu bleiben — 
seine alten H erren Verbindungs- und anderen 
Häusern, diese Herren, die demnächst auch 
noch in den Studienreformkomm issionen s it­
zen werden, daß diese Herrschaften von die­
ser Ausbildung und dieser W issenschaft profi­
tieren, um ihre H errschaft langfristig ökono­
misch, politisch zu sichern.
Facit:
Die Forderungen des RCDS für ein akzep­
tables“ HRG sind politisch reaktionär und 
inhaltlich teilweise schlicht dümmlich. Es 
werden m assenhaft Phrasen gfewichst im Stile 
von „hum anei gesellschaftlicher Fortschritt“, 
wo in W irklichkeit nichts, aber auch gar nichts 
h in ter steht — außer vielleicht einem unver­
dauten Konglomerat bürgerlicher H errschafts­
ideologien.

Irgendwo versumpft 
zwischen Papst und Popper
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Chronik der Unidad Populär 1970-73
1970
4. 9. — Allende (Sozialist) erhält nicht die 
absolute M ehrheit bei den Präsidentschafts­
wahlen, erreicht aber die Spitze (die Volks­
front erhält 36,3 Prozent der Stimmen) vor 
Allesandri, einem Konservativen, mit 34,98 
Prozent und Tomic, einem christlichen Demo­
kraten, mit 27,84 Prozent der Stimmen.
24. 10. — Der Kongreß ratifiziert die Wahl 
von Allende: Die christlich-dem okratische 
P artei hatte  beschlossen fü r A. zu stimmen, 
nachdem sie „demokratische G arantien“ e r ­
halten hatte.
4. 11. — Allende löst offiziell Frei (D. C.) an 
der Spitze des Staates ab. Er richtet sich im 
Moneda, dem Präsidentenpalais, ein.
12. 11. — Die Regierung erläßt eine Amnestie 
fü r die M ilitanten der revolutionären Linken 
(während der Regierung Frei im U nter­
grund).
2. 12. — Erste Enteignungen großer Güter in 
Übereinstimm ung m it dem Gesetz zur A grar­
reform

1971
7. 1. — Chile und China beschließen, diplo­
m atische Beziehungen aufzunehmen.
4. 4. — Bei den Kom munalwahlen erhält die 
Volksfront 49,75 % der abgegebenen Stimmen. 
6. 4. — Aufnahm e diplomatischer Beziehun­
gen m it der DDR.
18. 5. — Das DDR (,Movimento de Izquier- 
da Revolucionaria‘, d. h. Bewegung der revo­
lutionären Linken) kritis iert zum ersten Mal 
den „Reformismus“ der Regierung.
11. 7. — Das Parlam ent beschließt einstimmig 
die V erstaatlichung des Kupfers. Am 6. Ju li 
hatte  die Regierung die Kontrolle über die 
V erm arktung der gesamten K upferproduktion 
des Landes übernommen.
20. 7. — Die Regierung verliert die Kontrolle 
über beide Versam mlungen des Kongresses. 
Der christdem okratische Abgeordnete Sanhu- 
ez w ird zum Präsidenten des Abgeordneten­
hauses gewählt. Da die beiden anderen M it­
glieder des Präsidium s Cerda und Fuentes 
M itglieder derselben P artei sind, übernehm en 
die christlichen Demokraten die Kontrolle 
über das Präsidium  des Abgeordnetenhauses. 
Sie kontrollierten bereits das Präsidium  des 
Senats.
13. 8. — Die Vereinigten Staaten beschneiden 
K redite an Chile, indem sie sich einer sehr 
extensiven Auslegung des Hickenlooper- 
Amendments, einer bestim m ten Verfassungs­
ergänzung bedienen.
28. 9. — Der Regierung zufolge w ird die 
Höhe der Entschädigungen, die m an den 
am erikanischen Gesellschaften schuldet, um 
den Betrag der „übermäßigen Profite“, die

seit Beginn der Ausbeutung gemacht worden 
sind, geringer sein.
10. 11. — Fidel Castro trifft zu einem offiziel­
len Besuch von drei Wochen in Chile ein.
1. und 2. 12. — Gewaltsame Demonstrationen 
in Santiago. Die Frauen der „besseren S tad t­
viertel“ protestieren gegen die Verschlechte­
rung der Versorgungsanlage. Ausnahm ezu­
stand in Santiago.
9. 12. — Die Regierung setzt die freie Aus­
tauschbarkeit des Geldes und den Devisen­
handel aus. Die auswärtigen Schulden erhö­
hen sich auf m ehr als drei Milliarden Dollar.
22. 12. — Der Kongreß nimmt eine Verfas­
sungsreform an, die vorschreibt, daß die Re­
gierung zukünftig keine Unternehm en m ehr 
verstaatlichen darf außer „mittels eines vom 
Parlam ent ausgearbeiteten und angenomme­
nen Gesetzes“. Der Präsident kann dagegen 
ein Veto einlegen; wenn dieses aber vom 
Kongreß zurückgewiesen wird, muß ein 
Volksentscheid angesetzt werden.
25. 12. — Die M inenarbeiter von Chuquica- 
m ata fordern drastische Lohnerhöhungen.

1972
7. 1. — Allende bildet seine Regierung um, 
da von der Opposition eine verfassungsmäßige 
Anklage gegen Toha, den Innenm inister, vor­
gebracht worden ist. Toha wird Verteidi­
gungsminister.
3. 2. — Die Vereinigten Staaten verbinden 
das Kupferproblem m it den Verhandlungen 
über die auswärtigen Schulden Chiles.
21. 3. — Der am erikanische B erichterstatter 
Jack Anderson enthüllt, daß die I. T. T. und 
der CIA in den Jahren  1970 und 71 eine Ver­
schwörung angezettelt haben, um die Regie­
rung zu stürzen.
1. 6. — Hanoi und Santiago nehmen diploma­
tische Beziehungen auf.
29. 6. — Die Verhandlungen, die zu Beginn 
des Monats m it den christlichen Demokraten 
aufgenommen worden waren, werden un ter­
brochen.
27. 6. — Zum zweiten Mal innerhalb eines 
Jahres w ird der Innenm inister vom Kongreß 
des Amtes enthoben. Es handelt sich um Del 
Canto.
21. und 22. 8. — Beginn eines Streiks der 
Händler und Demonstrationen in den S tra ­
ßen. In Santiago wird der Ausnahm ezustand 
verhängt.
11. 10. — Im Verlaufe heftiger Auseinander­
setzungen, die einen Streik der F uhrun ter­
nehm er charakterisieren, w ird in 24 von 25 
Provinzen der Ausnahm ezustand verhängt. 
Nun treten  die Geschäftsleute in den Streik.
15. 10. — Ein Pariser Gericht ordnet die 
Pfändung einer Schiffsladung chilenischen

Kupfers an, das für französische Käufer be­
stimmt ist.
30. 10. — W ährend der Streik der Lastw a­
genfahrer sich verschärft, leitet die Opposi­
tion ein Verfahren ein, in dem gegen vier 
Minister eine Verfassungsklage erhoben wird.
2. 11. — Bildung einer neuen Regierung, 
nachdem die alte am 31. Oktober geschlossen 
zurückgetreten ist. Drei Militärs treten  in sie 
ein. General Prats, Oberbefehlshaber der A r­
mee, wird Innenminister.
5. 11. — Ende des Streiks der Lastwagenfah­
rer.
29. 11. — Das Pariser Gericht ordnet die 
Aufhebung der Maßnahmen an, die gegen die 
chilenischen Kupferladungen ergriffen wor­
den waren.

4. 12. — Präsident Allende prangert die Ma­
chenschaften der I. T. T. vor den Vereinten 
Nationen an, bevor er sich in die UdSSR und 
nach Kuba begibt.

20. 12. — In Washington komm t es zu Ver­
einbarungen über die Entschädigung der ver­
staatlichten Kupfergesellschaften.

1973
4. 3. — Parlam entswahlen. Die Opposition 
behält die einfache M ehrheit in beiden K am ­
mern. Die Volksfront erhält 43,9 % der S tim ­
men, was als Erfolg fü r Präsident Allende 
angesehen wird. Der Block der Oppositions­
parteien erhält 54,70 % der W ählerstimmen. 
Die Stimmen für die kleine sozialistische 
Splittergruppe USOPO, die keinen K andida­
ten durchbringt, zusammen mit den ungülti­
gen Stimmen machen 1,91 % der W ählerstim ­
men aus.
28. 3. — Die Militärs verlassen die Regierung. 
15. 5. — Der S treik der M inenarbeiter der 
Kupfermine von El Teniente, der schon drei 
Wochen andauert, verschärft die politische 
Krise.

20. 6. — Der Senat setzt zwei M inister ab.
27. 6. — Nach einem A ttentatsversuch gegen 
General P rats w ird in Santiago der A usnah­
mezustand verhängt. Am 4. Ju li w ird er w ie­
der aufgehoben.
28. 6. — Ein Panzerregim ent m acht einen 
Aufstand und greift das Präsidentenpalais

an. In drei Stunden wird die Revolte nieder­
geschlagen. Allende fordert die volle Macht, 
aber sie wird ihm vom Parlament verweigert.
3. 7. — Ende des Streiks der Minenarbeiter 
von El Teniente. Er bringt dem chilenischen 
Staat einen Verlust von mehr als 40 Mill. 
Dollar.
5. 7. — Bildung einer neuen Regierung ohne 
die Beteiligung von Militärs.
25. 7. — Die Lastwagenbesitzer lösen einen 
nationalen Streik aus. Er wird von allen 
Transportfahrern am 2. August gemeinsam 
befolgt. Der Helfer Präsident Allendes in der 
Marine, Kapitän Marin, wird ermordet. Die 
extreme Rechte und die extreme Linke be­
schuldigen sich gegenseitig des Mordes.
3. 8. — Die christlichen Demokraten, die in 
Unterredungen mit der Regierung eingetreten 
sind, um den Versuch zu unternehmen, der 
Krise ein Ende zu setzen, stellen Bedingun­
gen, die die Verhandlungen in eine Sackgasse 
führen.
9. 8. — Ein neues Kabinett, das sechste seit 
der Machtübernahme der Volksfront, leistet 
den Eid. Es umfaßt die Befehlshaber der drei 
Waffengattungen.
12. 8. — Die Regierung ordnet die Requirie­
rung der Fahrzeuge an, die den im Streik be­
findlichen Lastwagenbesitzern gehören. Diese 
allerdings haben die Fahrzeuge unbrauchbar 
gemacht, indem sie wichtige Teile entfernt 
haben. Die extreme Rechte vervielfacht ihre 
Attentate.
18. 8. — General Ruiz tritt von seinen Funk­
tionen als Minister der öffentlichen Arbeiten 
und als Oberbefehlshaber der Luftwaffe zu­
rück.
22. 8. — Das Abgeordnetenhaus nimmt einen 
Antrag an, der die Koalition der Linken als 
illegal einstuft und fordert die Militärs auf, 
zwischen der Exekutive und der Legislative zu 
wählen.
23. 8. — Allende akzeptiert den Rücktritt von 
General Prats als Verteidigungsminister und 
als Oberbefehlshaber des Heeres.
24. 8. — Die Generäle Pickering und Sepul- 
veda demissionieren. Ersterer war Direktor 
aller Militärakademien des Landes, der zwei­
te befehligte die Garnison von Santiago. Sie 
wurden, wie ihr Chef General Prats, als An­
hänger Allendes betrachtet.
27. 8. — Admiral Montero, Oberbefehlshaber 
der Marine, schiebt seinen Rücktritt vom Po­
sten des Finanzministers auf.
28. 8. — Bildung einer neuen Regierung, die 
vier Militärs umfaßt.
4. 9. — Fünf Stunden lang ziehen 700 000 bis 
800 000 Menschen durch die Straßen von 
Santiago, um den dritten Jahrestag der Wahl 
Präsident Allendes zu feiern.
5. 9. — Zehntausende von Frauen fordern in 
den Straßen von Santiago den Rücktritt von 
Präsident Allende.
7. 9. — Präsident Allende strebt eine Volks­
abstimmung an und nimmt den Dialog mit 
den christlichen Demokraten wieder auf.

Straßenkontrollen und Verhaftungen sind an der Tagesordnung.

Fortsetzung von Seite 1

Unterstützt den Widerstand des chilenischen Volkes
M an muß sich vor Augen führen, daß die tiv an den Selbstorganisationsversuchen des

ld be-

Septem ber ermöglichten, läuft gleichzeitig auf 
die Analyse der Schwierigkeiten hinaus, mit 
denen die Regierung der UP w ährend ihrer 
gesamten Amtszeit zu käm pfen hatte, und die 
sie nicht lösen konnte. Das Problem  läßt sich 
im Grunde in einem einzigen Satz zusam- 

m iasse n : da die UP den bürgerlichen

Gemeinsame Erklärung der Chile-Komitees 
aus der Bundesrepublik und Westberlin



getragen haben, durchaus heterogene soziale 
K räfte repräsen tiert und daher auch in ihren 
politischen Zielvorstellungen sich erheblich 
unterschieden haben. Der rechte Flügel der 
UP, dom iniert v. a. von der KP, strebte ein 
Bündnis des Industrieproletariats und der 
Angestellten m it der kleinen und m ittleren 
Bourgeoisie an, die zw ar daran  interessiert 
sein mußte, den Einfluß des ausländischen 
K apitals in Chile einzudämmen und die 
M acht der Großkonzerne zu beschränken, die 
aber weitergehende Sozialisierungsm aßnah­
men und die Mobilisierung der Massen als 
Bedrohung ihres Eigentums und ihrer P riv i­
legien kategorisch ablehnte. Um dieses Bünd­
nisses m it dem M ittelstand willen w ar insbe­
sondere die K P bereit, auf große Teile des 
Sozialrevolutionären Program m s der UP zu 
verzichten, die V erstaatlichungen zu stoppen, 
die Entw affnung der Massen zu akzeptieren 
und überhaupt alle illegalen Aktionen der 
Massen nicht nu r zu verurteilen, sondern 
auch durch Polizeieinsätze zu unterdrücken. 
Die KP führte  eine heftige Kampagne gegen 
den angeblichen Linksradikalism us der MIR, 
der „Bewegung der revolutionären L inken“, 
und hat, etw a durch ih r V erhalten bei den 
Auseinandersetzungen in Concepcion im 
F rüh jah r 1972 oder w ährend der zweitägigen 
Besetzung des Badeortes Constitution durch 
das Volk im April 1973 auch praktisch ge­
zeigt, was für einen Begriff von p ro letari­
scher Politik sie hat.
Demgegenüber radikalisierten sich Teile der 
sozialistischen P artei der MAPU und der IC 
(das ist eine linke Abspaltung der Christde­
mokraten) im mer m ehr und erkannten  immer 
deutlicher, daß der Weg zum Sozialismus nur 
dann erfolgreich w eitergeführt werden konn­
te, wenn er sich auf die M acht der Massen 
selber stützte. Ihre K ader beteiligten sich ak-

Nixon, Frei und Pinochet
Nixon, Frei und Pinochet,
Bis heute, bis zu diesem 
B itteren M onat September 
Des Jah res  1973
Wie Bordaberry, G arrastazu und Banzer 
Gefräßige Hyänen 
U nserer Geschichte,
Nagetiere
Die anfressen Fahnen der Einheit 
Voll B lut und Feuer,
Nun besudelt in ihren Krallen,
Höllisches Raubzeug, Sati'apen,
Tausendfache A usverkäufer 
Und Ausverkaufte,
Angestachelt
Von den New Yorker Bestien,
Maschinen gierig nach Qualen,
Befleckt vom Opferblut 
Ih re r gem arterten Völker,
H uren der H andelsherren,
So recht nach Amerikas Dufthauch,
Tolle Abfallköder, Halsabschneider, Pack 
Von Bordellpolitikern — Bossen:
Ih r einziges Recht ist die Folter 
Und der Hunger, der ihre Völker peitscht. 

Pablo Neruda 
(15. Septem ber 1973) 
übersetzt von Erich Fried 

Bordaberry — Präsident von Uruguay, 
Terrorregim e; Ausnahm ezustand 
Banzer — faschistischer D iktator in Bolivien, 
seit Putsch 1970 an  der Macht

trieben teilweise seine Bewaffnung. Das 
rückte sie politisch immer m ehr in die Nähe 
der MIR mit dem sie in den kommunalen 
und A rbeiterräten auch praktisch zusamm en­
arbeiteten. Politisch zielten sie zunehmend 
auf ein revolutionäres Bündnis der Industrie- 
und G rubenarbeiter mit den arm en Landar­
beitern und Pobladores“ ; sie waren davon 
überzeugt, daß, um den Sozialismus in Chile 
zu verteidigen und endgültig durchzusetzen,
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Massengräber in den Straßen Santiagos.

der bewaffnete Kampf auf die Dauer unver­
m eidbar sei.
6. Es scheint sich folgendes Bild zu ergeben: 
die historische Aufgabe der UP bestand vor 
allem darin, die unterdrückten Klassen des 
chilenischen Volkes zu mobilisieren, das Ni­
veau ihres politischen Bewußtseins zu heben 
und sic organisatorisch zu vereinheitlichen 
durch die zeitweilige Spaltung der herrschen­
den Klassen, durch die — freilich nur allzu 
kurz w ährende — N eutralisierung von Teilen 
des M ittelstandes gelang es ihr, die Bedin­
gungen fü r den revolutionären Kampf erheb­
lich zu verbessern. Diesen Kampf selbst 
konnte sie noch nicht führen. Dabei wuchs 
die innere Dynamik des Klassenkampfes über 
das Volksfrontmodell hinaus. Als die A lter­
native unausweislich wurde: entw eder um 
des bloßen Überlebens willen, mit dem M it­
telstand — und das hieß auch: mit dessen 
politischer Partei, den Christdem okraten — 
zusam m enzuarbeiten und dafür die H offnun­
gen auf den Sozialismus zu begraben, oder: 
sich endgültig von der Bindung an die b ü r­
gerlich-dem okratischen Institutionen zu lö­
sen, das Volk zu bewaffnen und den B ürger­
krieg zu riskieren — als diese A lternative 
unausweichlich wurde, w urde das Volks­
frontbündnis von der Geschichte überholt. 
Tragisch ist, daß der Putsch der rechten Ge­
neräle dieser Entwicklung zuvorkam.
7. Eine Analyse der Faktoren, die den zum in­
dest vorläufigen Sieg der Reaktion am 11.

S taatsapparat nicht zerschTSgenkonm eJunc 
das konnte sie tatsächlich nicht, das ist nicht 
einfach eine Frage m arxistischer revolutionä­
rer Entschlossenheit, sondern realer Macht- 
Verhältnisse — da sie den bürgerlichen 
S taatsapparat nicht zerschlagen konnte, w ur­
de schließlich sie selber von diem Appai'at 
zerschlagen.
Die Volksfront hatte nicht nur den US-Im pe- 
rialismus gegen sich, der schon 1970 m it a l­
len M itteln versucht hatte, den M achtantritt 
Allendes zu verhindern; sie mußte nicht nu r 
gegen eine bürgerliche M ehrheit in beiden 
Häusern des Kongresses regieren, die späte­
stens seit dem Sommer 1971 jeden Gesetzes­
entw urf der Volksregierung torpedierte und 
darüber hinaus eine Reihe eigener reaktionä­
rer Gesetzesinitiativen — etwa zur Beschrän­
kung der Verstaatlichungen und zur E n t­
waffnung des Volkes — d u rch d ach te ; die 
Volksfrontregierung mußte darüber hinaus 
von ihren bürgerlichen Vorgängerinnen einen 
juristisch-adm inistrativen Beam tenapparat 
übernehmen, der ihre Sozialrevolutionären 
Projekte zu hintertreiben versuchte, wo er 
nur konnte. Eine Säuberung dieses A pparats 
w ar nicht möglich: nicht nu r fehlte es fü r 
diese adm inistrativen Aufgaben an qualifi­
zierten und gleichzeitig politisch die P artei 
des Sozialismus ergreifenden A rbeitskräften 
— ohnedies wurde nur allzu viel von der po­
litischen Substanz der Linken durch die A r­
beit in den bürokratischen A pparaten, in den 
staatlichen und regionalen Planungskom itees 
usw. absorbiert — sondern die christdem okra­
tische Regierung Freis hatte in letzter Minute 
vorsorglich noch ein Gesetz verabschiedet, 
das die Entlassung beam teter Funktionäre 
grundsätzlich untersagte. Ganz ähnlich w ar 
die Situation in den verstaatlichten Gruben 
und Großbetrieben: die höheren Angestellten, 
das technische und Verwaltungspersonal w ar 
politisch mittelständisch orientiert; auch sie 
konnten nicht ausgewechselt werden, da es 
entsprechend qualifizierte A rbeitskräfte nicht 
gab. Hinzu kommt, daß sich über zwei Drittel 
der Massenkommunikationsmittel, der Zei­
tungen, R undfunk- und Fernsehanstalten in 
der Hand der Bourgeoisie befanden, die so 
ihre perm anente konterrevolutionäre K am ­
pagne in aller Öffentlichkeit durchführen 
und sich auf diese Weise einen entscheiden­
den Vorteil beim Kampf um die politisch 
schwankenden Schichten des Volkes sichern 
konnte.
Den Ausschlag zugunsten der Reaktion gab 
einmal m ehr das Militär und die kasernierte 
Polizei. Die Legende von der neutralen Rolle 
der S treitkräfte wurde ein weiteres Mal Lü­
gen gestraft. Von der Bourgeoisie und ih rer 
Presse zum Schiedsrichter im Klassenkampf, 
zum interesselosen Hüter der Verfassung sti­
lisiert, hat vielm ehr auch die chilenische A r­
mee nie aufgehört, der verlängerte Arm der 
Bourgeoisie, ihre verläßlichste Waffe zu sein. 
Daß die Armee vor 1970 kaum  in die Lage 
geriet, fü r sich selbst M achtansprüche zu 
stellen, steht auf einem ganz anderen Blatt.
Es w äre töricht anzunehmen, die Fühi'er 
der UP seien von der bedingungslosen Loya­
lität der Truppen überzeugt gewesen. Solche 
N am m  w aren sie zweifellos nicht. Da sie 
aber das M ilitär nicht einfach entwaffnen 
oder auflösen konnten — jeder Schritt in 
diese Richtung wäre für die Reaktion das Si­
gnal zum sofortigen Losschlagen gewesen — 
m ußten sie zwangsläufig versuchen, das Mili­
tä r  politisch auf ihre Seite zu bringen oder es

Der Griff des chilenischen M ilitärs nach 
der Macht w ar offensichtlich das letzte 
M ittel der verschiedenen chilenischen und 
ausländischen Kapitalisiergruppen, soziale 
Veränderungen im Interesse der M ehrheit 
der Bevölkerung, wie sie von der Regie­
rung der Volkseinheit angestrebt wurden, 
zu verhindern. Der M ilitärputsch richtete 
sich nicht allein gegen eine demokratisch 
gewählte Regierung, sondern vor allem 
auch gegen die Organisationen der chile­
nischen A rbeiter und Bauern, die bereit 
sind, fü r ihre Errungenschaften, ihre Fa­
briken, ih r Land und nicht zuletzt fü r ihr 
Leben zu kämpfen.
Die K apitalkräftigen und bevorrechtigten 
Klassen Chiles hatten  bereits vor dem 
Putsch mit allen M itteln ih rer w irtschaft­
lichen Macht, aber auch mit T error und 
bürgerkriegsartigen Aktionen versucht, 
Chaos im Land herzustellen. Nun stellen 
dieselben gesellschaftlichen K räfte den 
Gewaltstreich des chilenischen Militärs als 
Rettung aus dem Chaos dar, das sie selbst 
anzurichten bem üht waren.
Dieses Vorgehen zeigt beispielhaft: Das 
Kapital läßt die Regel der bürgerlichen 
Demokratie im mer dann bedenkenlos fal­
len, wenn sich diese gegen K apitalinteres­
sen auszuwirken drohen.
Der Putsch erfolgte in Kooperation m it 
im perialistischen Staaten, an ih rer Spitze 
die USA, die bereits vorher keine Mittel — 
von der Einmischung der ITT über K re­
ditschikanen bis zum K upferboykott — 
gescheut hatten, um die Regierung der 
Volkseinheit zu stürzen. H inter der Fassa­
de von Entspannungspolitik sind die USA 
bemüht, soziale Befreiungsbewegungen in 
Lateinam erika zu liquidieren.
Wir müssen gegenüber dem bürgerlichen 
Gewaltstreich in Chile je tzt international 
dieselbe Solidarität entwickeln, m it der in 
den vergangenen Jahren die Befreiungsbe­
wegung in  Vietnam unterstü tzt wurde. 
Wir müssen bewußt machen: gegenüber 
dem Bruch bürgerlicher dem okratischer 
Legalität in Chile durch Kapital und Mili­
tä r ist jedes Mittel proletarischer Gegen­

gewalt legitim. Die Errungenschaften der 
A rbeiter können n u r die A rbeiter selbst 
verteidigen und weiterentwickeln.
Die in F rankfu rt versam m elten Chile-Ko­
mitees aus 12 Städten der BRD und West­
berlin einigen sich darauf, ihre Bemühun­
gen zu koordinieren, um  vor allem folgen­
de Aufgaben zu erfüllen:

1. Inform ationen zu verbreiten:
Über den Kampf des chilenischen Vol­
kes, seine Organisationen und seine E r­
rungenschaften w ährend der letzten 
Jahre, über den Kam pf des chilenischen 
Volkes und seiner Organisationen gegen 
die faschistische M ilitärjunta, gegen 
Bourgeoisie und Imperialismus.

2. Politische und m aterielle Aktionen der 
Solidarität fü r diesen Kam pf und fü r 
die Opfer der U nterdrückung in Chile, 
die sich auch gegen die Exillateinam eri­
kaner in Chile richtet, zu organisieren 
und zu unterstützen.

3. Druck auf die Bundesregierung, auf n a ­
tionale und internationale Organisatio­
nen auszuüben, um jede Zusam m enar­
beit m it der M ilitärjunta zu verhindern 
und die U nterstützung des chilenischen 
W iderstandes zu erreichen.

Die in F rankfu rt versam m elten V ertreter 
der Chile-Komitees em pfehlen den Komi­
tees:
1. die Solidarität fü r den chilenischen Wi­
derstand so zu gestalten, daß unterschied­
liche parteipolitische Interessen die Soli­
daritätsarbeit n ich t behindern,
2. die M itarbeit in  den Komitees allen zu 
ermöglichen, die m it den Zielen dieses 
Aufrufes übereinstim men,
3. eine enge Zusam m enarbeit m it den Or­
ganisationen der lateinam erikanischen 
Studenten in  der BRD und W estberlin an ­
zustreben.
Solidarität fü r den Sieg der chilenischen 
Arbeiterklasse!

Der Kampf geht weiter!

Frankfurt, den 30. 9.1973

zumindest so lange wie möglich zu neu tra li­
sieren. Die m ehrfache Hineinnahme von Ge­
nerälen in die Regierung, die Beteiligung der 
Armee an der Alphabetisierungskam pagne 
und an der Aktion der „freiwilligen A rbeit“ 
bezeichnet Versuche, die K luft zum indest 
zwischen Teilen der Armee und dem Volk zu 
schließen. Daß diese Politik nicht erfolgreich 
war, wissen w ir heute; ob sie restlos geschei­
te rt ist, w ird sich erst daran  erweisen, ob 
Teile der Armee, zumal der unteren Dienst­
grade, dem sich entfaltenden W iderstand ge­
gen die M ilitärjunta sich anschließen werden.
8. Die Frage, wie heute, knapp zwei Wochen 
nach dem blutigen Putsch, die Perspektive 
des revolutionären Kampfes in Chile einzu­
schätzen ist, läßt sich kaum  schon schlüssig 
beantworten. Eine militärische Entschei­
dungsschlacht zwischen bewaffneten A rbei­
tern  und Bauern und dem M ilitär steht si­
cherlich nicht unm ittelbar auf der Tagesord­
nung. Dazu ist die militärische Überlegenheit

der Armee vorerst zu groß. Sie h a t gezeigt, 
daß sie nicht davor zurückschreckt, m it 
Flugzeugen und Panzern das Volk zusam ­
menzuschießen. A ndererseits scheint es so­
wohl aus geographischen, als auch aus w irt­
schaftlichen und politischen G ründen fast 
ausgeschlossen, daß die Ju n ta  tatsächlich und 
dauerhaft das Land un ter ihre Kontrolle 
bringen kann. So zeichnet sich die P erspekti­
ve eines langwierigen G uerilla- und B ürger­
krieges ab. Dessen Chancen, das zum indest 
kann ohne leeren deklam atorischen Optim is­
mus gesagt werden, sind heute größer, als sie 
es noch 1970 im  Falle eines erfolgreichen 
rechten Putsches bereits vo r dem A m tsantritt 
Allendes gewesen w ären. Ob dieser Kam pf 
erfolgreich sein w ird, das hängt nicht zu­
letzt ab von der praktischen Solidarität des 
internationalen Sozialismus.

(Aus.- R e v o lu t io n  u n d  K o n te r r e v o lu t io n  in  C h ile ,  
M ilitä r k o r o ite e , H a n n o v e r  1973)



ASZ - Seite 6 asz
Generalsstiefel
Telegramm an einen chilenischen Freund
Vielleicht bist Du schon hin ter G ittern 
wenn ein Zufall dir nicht geholfen hat 
vielleicht willst Du mir, 
ungeachtet der Entfernung, zurufen 
aber Du kannst nicht —
weil in Deinem Mund ein Generalsstiefel steckt 
die Revolution kann niemand niedenvei'fen — 
nur fü r eine kurze Zeit 
kann sie unterdrückt werden 
dazu hat der Feind die Macht . . .
Der H enker säubert seine Stiefel vom Blut 
und wird davon müde und schwitzt 
aber das Antlitz des ermordeten Allende 
erscheint in dem schwarzen Spiegel 
der Generalsstiefel . . .
Es kommt die Stunde
dann ist das Volk an der Reihe
alle Spuren der Generalsstiefel
wird es auf den Seiten der Geschichte Chiles
vorweisen
und die Abdrücke aller Finger 
die das Volk gewürgt haben.

Jewgenij Jewtuschenko 
(September 1973)

Chile:
Jetzt investieren!
Zur N euankurbelung aller W irtschafts­
zweige bieten sich außergewöhnliche 
Möglichkeiten, ebenso auf dem Immo- 
bilien-Sektor. Gesucht wird Kapital 
und Know-how. Wir bieten Koordinie­
rung über das seit 25 Jahren beste­
hende Büro unseres Partners in San­
tiago. Unser P artner ist hier und reist 
in Kürze nach Chile zurück. Anfragen 
an:
Rückert VDM, 8022 Gründwald bei 
München, Prim elweg 5 
Telefon 08 11 / 6 41 18 55

General!
General, dein Tank ist ein starker Wagen. 
E r bricht einen Wald nieder 
und zerm alm t hundert Menschen.
A ber er hat einen Fehler:
E r braucht einen Fahrer.
General, dein Bombenflugzeug ist stark.
Es fliegt schneller als ein Sturm  
und träg t m ehr als ein Elefant.
Aber es hat einen Fehler:
Es braucht einen Monteur.
General, der Mensch ist sehr brauchbar.
E r kann fliegen und er kann töten.
Aber er hat einen Fehler:
E r kann denken.

(Bertolt Brecht, 1939)

Chile-Solidarität im Ausland
Von der Weigerung der H afenarbeiter in ver­
schiedenen westeuropäischen Ländern, fü r die 
chilen. Jun ta bestimm te W affenlieferungen 
zu verladen, bis zu Blut- und Geldspendeak-

letzten Monaten nach dem Abflauen der Ereignissen in Chile — praktische Gegenauf- 
Vietnam-Kam pagnen m ehr und m ehr ver- klärung gegen die Märchen von der Notwen­
blaßt ist, steht je tzt durch die aktuellen Er- digkeit eines militärischen Präventivschlages
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Befreiungskampf in Guinea-Bissau
]fn Laufe des letzten Jahres sind unter der 
Führung der Afrikanischen Partei fü r die 
Unabhängigkeit von Guinea-Bissau und der 
kapverdischen Inseln (PAIGC) zum ersten 
Mal in der Geschichte des Volkes von Guinea- 
Bissau allgemeine Wahlen für eine nationale 
Volksversammlung durchgeführt worden. Auf 
ih rer Sitzung vom 24. Septem ber 1973 hat 
diese Nationalversamm lung ihre ersten Auf­
gaben erfüllt, die Unabhängigkeit der Repu­
blik Guinea-Bissau proklam iert, die Verfas­
sung feierlich bekanntgegeben und staatliche 
Exekutivvorgänge geschaffen.
Für das Volk von Guinea-Bissau löst die Aus­
rufung der Unabhängigkeit den Widerspruch 
auf, daß es schon seit Jahren über politische, 
adm inistrative, juristische, militärische, sozia­
le und kulturelle Institutionen verfügt, auf 
internationaler Ebene aber keinen rechtlichen 
Status besitzt. Es hat sich damit die G rundla­
gen geschaffen, um sein unveräußerliches Recht 
auf nationale Selbstbestimmung auszuüben, 
woran es von den portugiesischen Koloniali­
sten in jahrhundertelanger Frem dherrschaft 
gehindert worden ist. Es hat sich die Instru ­
mente gegeben, um wirkungsvoll die Proble­
me des Landes zu lösen und den Kampf um 
die Befreiung des ganzen Gebietes von Gui­
nea-Bissau, der Bissagos- und kapverdischen 
Inseln erfolgreich zu Ende zu führen. Es hat 
einen wichtigen Schritt getan, die portugiesi­
schen Kolonialisten w eiter zu isolieren und 
hat bewiesen, daß sie und ihre im perialisti­
schen Verbündeten nicht länger ungestört die 
Völker der Armen Welt ausbeuten und un te r­
drücken können.
Die Unabhängigkeitserklärung der Republik 
Guinea-Bissau ist das Ergebnis eines langen, 
erfolgreichen Kampfes.
195fi gründete ein Kreis von Patrioten um 
Amilcar Cabral im Untergrund die PAIGC. 
Der Führungskern rekrutierte sich aus einer 
Gruppe afrikanischer Intellektueller, die den 
W iderstand gegen die U nterdrückung der 
afrikanischen K ultur durch Gründung von 
Sport- und K ulturvcreinen zu organisieren 
versuchten. Sie waren dabei der Meinung, 
dies innerhalb des portugiesischen Kolonial- 
systems durchführen zu können. Als diese 
Vereine verboten wurden, erkannten sie, daß 
zur Erhaltung ihrer eigenen Identität und 
der W iedergewinnung einer eigenen Ge­
schichte die Beseitigung der Kolonialherr­
schaft unumgänglich war. Die Partei begann, 
sorgfältig Zellen aufzubauen, Streiks, De­
m onstrationen und Petitionen zu organisieren. 
Besonderen Erfolg hatte sie dabei unter den 
Hafen- und Flußtransportarbeitern. Doch am 
3. August 1959 wurde der Streik der Hafen­
arbeiter von Pidjiguiti von den Portugiesen 
blutig niedergeschlagen und 50 A rbeiter getö­
tet. Die PAIGC zog daraus die Lehre, daß sie 
ihr Ziel nur durch die Mobilisierung aller 
Teile des Volkes, besonders aber der Bauern, 
und durch W affengewalt erreichen konnte. 
Kader wurden ausgebildet und aufs Land 
geschickt, die Gewinnung der ländlichen Be­
völkerung für den Unabhängigkeitskampf 
und ihre Organisierung in Angriff genom­
men. Nach intensiver politischer Vorberei­
tung begann 1963 die direkte militärische 
Auseinandersetzung mit der portugiesischen 
Kolonialarmee. Trotz massiver Truppenerhö-

bei 99°/#. Bis 1961 gelang es nur 14 A frika­
nern, einen Hochschulabschluß zu erreichen. 
1966/67 wurden in 195 Schulen in den befrei­
ten Gebieten bereits 15 000 Schüler un terrich ­
tet, wobei sie mit der Geschichte und dem 
Kampf des eigenen Volkes vertrau t gemacht 
werden. Die Schulen der Kolonialisten, in de­
nen die wenigsten eine abgeschlossene Aus­
bildung erhalten konnten, haben sich im 
Zuge der fortschreitenden Befreiung des 
Landes von 226 auf 108 Schulen verringert. 
Das koloniale W irtschaftssystem w ar ganz 
auf die Produktion für den W eltm arkt ausge­
richtet, jetzt lernte die ländliche Bevölkerung 
für ihre eigenen Bedürfnisse zu produzieren 
und die Selbstversorgung genossenschaftlich 
zu organisieren. Die Volksläden schalteten 
den ausbeuterischen Zwischenhandel aus. 
Deshalb steht das Volk h in ter der PAIGC 
und nicht hin ter den portugiesischen Besat­
zern. Dies hat auch die Uno anerkannt. Im 
April 1972 überzeugten sich M itglieder der 
UN-Sonderkommission für Entkolonisierung 
von den Fortschritten der politischen und 
militärischen A ufbauarbeit in den befreiten 
Gebieten. Die PAIGC w urde als rechtmäßige 
Vertreterin des Volkes von Guinea-Bissau 
und der kapverdischen Inseln anerkannt und 
erhielt Beobachterstatus bei der Uno. Die d i­
plomatische A nerkennung der unabhängigen 
Republik Guinea-Bissau durch viele befreun­
dete Staaten ist ein w eiterer Schritt zur Iso­
lierung des faschistischen Kolonialregimes 
in Lissabon.
Trotz weltweiter V erurteilung weigern sich 
die portugiesischen Kolonialisten weiterhin, 
die Erfolge der PAIGC anzuerkennen oder auch 
nur mit ihr in offizielle Verhandlungen zu 
treten. Auch im eigenen Land wächst der 
Widerstand, denn Teile der Opposition haben 
die Republik Guinea-Bissau anerkannt, ande­
re fordern die Regierung auf, mit der PAIGC 
Gespräche aufzunehmen. Die herrschenden 
Schichten Portugals und ihre Regierung h a ­
ben aber ein vitales Interesse an der E rhal­
tung ihres Herrschaftsanspruchs. Mit der 
feigen Erm ordung von Amilcar Cabral am 20. 
1. 1973 durch bestochene Agenten haben sie 
bewiesen, daß ihnen Sehr daran gelegen ist, 
die PAIGC zu spalten und die Bewegung zu li­
quidieren. Sie fürchten, daß der Sieg der 
PAIGC die käm pfenden Völker der übrigen 
portugiesischen Kolonien erm utigt. Ebenso 
wird sie die Entschlossenheit der übrigen 
Völker Afrikas stärken, den Kampf gegen 
Neokolonialismus und Imperialism us für die 
Erringung der völligen Unabhängigkeit vor­
anzutreiben. Die imperialistischen Länder 
teilen das Interesse Portugals, die Anerken­
nung einer Regierung zu hintertreiben, w el­
che die Sache des Volkes von Guinea-Bissau 
und den kapverdischen Inseln vertritt und 
entschlossen gegen Kapitalismus und Im pe­
rialism us kämpft.

Papst um Nazareth 
besorgt
Rom (AP). — Papst Paul hat sich nach 
Angaben aus dem Vatikan besorgt um



prom pten Abbruch der schwedischen Ent­
wicklungshilfe fü r Chile bis zur D istan zie ­
rung der italienischen Demokrazia Christiana 
von ih rer chilenischen Schwesterpartei, vom 
Solidaritätsaufruf der Sozialistischen In terna­
tionale und der nationalen und regionalen 
Chile-Komitees bis zu den massenhaften So­
lidaritätsparolen an den Hauswänden auch 
der letzten kleinen Dörfer in Italien oder 
Frankreich, von den kleinen und großen Me- 
dikam entensam m lungen bis zu den m assen­
haften Protestschreiben dem okratischer, an ti­
faschistischer und sozialistischer Institutionen 
oder Individuen — reicht nach dem Putsch 
der rechten M ilitärs das Spektrum  antiim pe­
rialistischer Solidarität m it dem chilenischen 
Volk.
Der Begriff der antiim perialistischen Solida­
ritä t, der bei uns in W estdeutschland in den

T7TnTTffrioar~aur der Tagesordnung. Dabei 
können w ir wohl von unseren Genossen in 
F r a n k r e i c h  u n d  I t a l i e n  e i n i g e s  l e r n e n .

In den Tagen nach dem Putsch fanden hier 
eine große Zahl spontaner Demonstrationen 
statt. S tädte und Dörfer veränderten über 
Nacht ih r Gesicht durch eine Vielzahl von 
Pai’olen und Plakaten an den Häuserwänden 
(„Chile — das 2. Vietnam“, „Freiheit fü r die 
politischen Gefangenen in Chile“, „Tod dem 
Faschismus“, etc.), S tadt- und Gemeinderäte 
auch in kleinsten Kommunen fassen einhelli­
ge Resolutionen, Protestschreiben und A ufru­
fe zur Solidarität mit dem unterdrückten chi­
lenischen Volk ab (Kom munevertretungen in 
denen von der DC bis zur PCI alles vertreten 
ist!!).

Die liberalen und linken Zeitungen berichten 
täglich mit ungewöhnlichem Umfang von den

—; so hielt etwa die französische Le Monde 
in den Tagen nach dem Tl. 9. die ersten zehn 
Seiten jeder Ausgabe für Nachrichten und 
H intergrundinform ation über Chile frei.
In Italien forderten linke Tageszeitungen ihre 
Leser zu Spenden auf; dabei kam II Mani­
feste innerhalb von 3 bis 4 Tagen allein in 
Rom auf ca. 1 366 000 L (ca. 5500 DM); Lotta 
Continna konnte allein in den ersten 9 Ta­
gen nach einem Spendenaufruf für die Be­
waffnung der MIR über 20 000 000 L (ca. 
80 000 DM) nach Chile überweisen.

Uber Möglichkeiten in Deutschland und spe­
ziell in Aachen, Solidarität mit dem Befrei­
ungskampf des chilenischen Volkes zu üben, 
können Euch die Leute am Chile-Stand in 
der Mensa genauer informieren.

Spendet auf das Konto der Chile-Hilfe: Nr. 
207/0001 Deutsche Bank: „Hilfsaktion Chile.“

16 Monate Mietstreik in den Wohnheimen
In  den Wohnheimen des Studentenwerks 
(SW) w ird seit 16 Monaten gestreikt, d. h.: 
Über 90 %> der Bewohner zahlen die Miete 
von 95 DM und nicht die erhöhte und nicht 
sozial tragbare Miete von 115 DM.

Im  Zuge der Auseinandersetzungen zwischen 
W issenschaftsminister (WiMi), SW und Studen­
ten w ar es zu m ehreren Prozessen gekommen, 
einmal zu 6 Räumungsklagen und zum ande­
ren  zu etlichen Zahlungsbefehlen. In der er­
sten Instanz w urden bisher alle anhängigen 
V erfahren zugunsten der Streikenden en t­
schieden. Ein Vorschlag der Professoren im 
SW -Vorstand auf Berufung gegen dieses „für 
das SW so ungünstige U rteil“ w ar von den 
Studenten im Vorstand einstimmig abgelehnt 
worden.

Zur Zusammensetzung des Vorstandes ist fol­
gendes zu sagen: Nach § 4 (1) der Satzung 
des SW Aachen e.V. in der Fassung vom 26. 
Mai 1961 besteht der Vereinsvorstand aus 5 
M itgliedern und zwar 2 Dozenten, dem Kanz­
ler und 2 Studenten. § 4 (4) Vereinssatzung 
bestimmt, daß der Vorstand mit 4/5-Stim - 
m enm ehrheit beschließt.

Das SW konnte durch seinen Geschäftsführer 
also nicht im Sinne einer Berufung gegen das 
Urteil tätig werden. Dagegen w ar der Ge­
schäftsführer in anderer Richtung sehr aktiv: 
E r inform iert den WiMi über den Prozeß 
und  ließ ihn über die Prozeßakten verfügen. 
Das ließ den WiMi natürlich prompt und un­
m ißverständlich reagieren. Angesichts der 
ungeheuren „Bedrohung“ der gesamten So­
zialpolitik kam die M inisterialbürokratie 
w ahnsinnig schnell in Schwung.

Am letzten Tag vor Inkrafttreten  des Urteils 
legte das W issenschaftsministerium als Ne­
benkläger (Nebeninterventient) beim Aache­
n e r  Landgericht Berufung gegen 3 der Räu­
mungsklagen ein.

M an sieht daran wohl überdeutlich, daß die 
Justiz es ganz besonders eilig hat, wenn der 
WiMi sich bedroht fühlt und auch so etwas 
w ie die „soziale M arktw irtschaft“ das „So­
zialm äntelchen“ zu verlieren droht. Jedenfalls 
w urde schnellstens die Ferienkam m er des 
Landgerichts bemüht, die am 21.9.1973 das 
U rteil „Klage stattgegeben“ verkündete. Eine 
schriftliche U rteilsbegründung ist uns seit­
dem  noch nich t zugegangen.
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[Was wir brauchen, müssen wir 
|  uns nehmen. Multinationale Be­
itriebsarbeit der Gruppe „Arbcj 
|rm a c /if"  in München

• ..Mbej-

|  Die Entwicklung eines Ansatzes 
[von revolutionäre! Uetriebsarbeit 
[seit 1070. Dargestellt werden 
[einerseits politische Grundposi- 
[tionen: die Notwendigkeit für 
[erne wirklich multinationale Or- 
|ganisierung/die Untersuchungs- 
|  atbeit/Arbeitctautonomie/Ex- 
| lerne Arbeit etc. Andererseits 
[die wichtigsten Kampagnen und 
[Ereignisse im Betrieb bis 1972.
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Marxistische Aufbauorganisation 
Franktu rt. Die Krise der kommu­
nistischen Parteien/Problemc der 
gegenwärtigen Revisionsmuskri- 
tik.
Das Problem dei ..Revisionismus- 
kritik" als Problem des Verhält­
nisses von bürgerlicher und prole­
tarischer Revolution anhand 
der Darstellung der KPD-Politik 
von 1945-1953.(1. Demokrati­
scher und sozialistischer Kampf 
der KPD nach 1945. 2. Bürgerli­
che und proletarische Revolu­
tion in der Theorie Lenins. 3.
Zur Analyse der westdeutschen 
Studentenbewegung.)
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Zur Zeit läuft gegen die Mit­
glieder des Trikont-Verlags 
ein  Verfahren wegen 
„Staatsveileumdung“ . Anlaß 
ist die Platte WIR BEFREI­
EN UNS SELBST Von der 
G ru p p e  A rbeitersaclic 
München, wo wahrheitsge­
mäß gesagt wird, daß in die­
sem Staat Menschen am 
Fließband kaputgcmacht 
werden, Hausbesitzer Leute 
terrorisieren. Jugendliche 

werden.

Arbeitersache

S ä L s e r , 
uns
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t verhindern, daß ih ­
nen das kleine, aber entschieden kämpfende 
Volk Stück um Stück des Landes entriß. Sei­
ne K am pfstärke ist so groß, daß heute */■» des 
Gebietes von Guinea-Bissau fast in den H än­
den der Befreiungsbewegung sind und die 
Hälfte der Bevölkerung im befreiten Teil des 
Landes lebt. Die portugiesische Armee muß 
immer mehr S tützpunkte aufgegeben oder aus 
der L/ift versorgen.

Was bedeutet das alles 
für den Miet-Streik!
Dieser S treik hat scheinbar 2 Ebenen, eine 
juristische, die bisher immer überbetont w ur­
de, und eine politische, die durch die In ter­
vention des WiMi offensichtlich wurde.

Der juristische, also m ehr formale, Aspekt 
des M ietstreiks stellte sich bisher so dar:

Es bedurfte einer unendlichen Kleinarbeit 
und unzähligen Überprüfungen der Bilanzen 
des SW, um die Prozesse zu führen, die im 
Laufe des Streiks gegen Heimbewohner ange­
strengt wurden. Es gelang nicht, den Haupt­
gesichtspunkt der Mieterhöhung, nämlich die 
Tatsache, daß sie eine existenzielle Gefahr 
für die Heimbewohner w ar und sein wird, 
herauszuarbeiten. Der Aspekt der sozialen 
U ntragbarkeit der Mieten ging am Anfang 
m ehr aus prozeßtaktischen Gründen in der 
Feststellung unter, daß die neue Miete von 
115 DM aus falschen Kostenberechnungen 
herrührten.
In keinem Prozeß gelang es daher, die Forde­
rung nach sozial tragbaren Mieten (natürlich 
nicht nur in Studentenwohnheimen) überzeu­
gend zu stellen. Man muß eben ganz klar se­
hen, daß die WiMi die Interessen des Mark­
tes (also des Kapitals der Grundbesitzer, 
Wohnungsbaukonzerne) im Auge hat, wäh­
rend die Studenten und alle anderen sozial 
Schwachen nicht anders können, als ihr In ­
teresse an sozial tragbaren Mieten konse­
quent durchzusetzen.

Als Perspektive im Kampf der Streikenden 
für sozial tragbare Mieten bietet sich die 
Selbstverwaltung der Wohnheime an.

Das neue Studentenwerksgesetz gibt dem 
WiMi alle Mittel in die Hand, nun die SWe 
direkt zu lenken. Beschleunigt durch ver­
schiedene M ietstreiks w urde dieses Gesetz 
durch die Gesetzgebungsmaschine gejagt. Die 
im Studentenwerksgesetz festgeschriebene 
Umwandlung der SWe in öffentlich-rechtli­
che Anstalten muß über die Zustimmung der 
SW -Vorstände erfolgen. Hier besteht die 
Möglichkeit, durch die o. g. Zusammenset­
zung des Vorstandes, eine derartige Um­
wandlung zu verhindern und dam it den Weg 
zur Selbstverwaltung der Heime zu bereiten.

C h a r l y 's

„Leier­
kasten”

K l e in d e u t s c h e s

M u t t e r h a u s

B ü c h e l  1 4

Perspektiven des M ietstreiks

juristische Mittel aus­
schöpfen, um dem WiMi 
w eiter geschlossen ge­
genüberzutreten!

Verallgemeinerung des P ro ­
blems des studentischen und 
sozialen Wohnens. Einordnung 
des M ietstreiks in eine Woh­
nungskampagne

Selbstverwaltung
Ausschöpfen der Bestim­
mungen des neuen SW- 
Gesetzes.

W orauf beruhen die Erfolge der Befreiungs­
bewegung?
Nur durch Kampf aller Teile des Volkes und 
auf allen Ebenen, auf politischer, w irtschaft­
licher, sozialer, diplomatischer und m ilitäri­
scher, konnten diese Erfolge errungen w er­
den. Dabei besitzt das Politische absoluten 
Vorrang vor dem Militärischen. Gerade die 
Bauern, die nicht bloß den Großteil der Be­
völkerung darstellen, sondern in der H an­
delskolonie Guinea-Bissau auch die Hauptlast 
der Ausbeutung trugen, mußten erst vom 
Ausmaß dieser Ausbeutung überzeugt und 
angeleitet werden, ihr Geschick in ihre eige­
nen Hände zu nehmen. Neben den regulären 
Guerillaeinheiten wurden Volksmilizen zur 
Verteidigung der befreiten Gebiete aufgebaut. 
Vor allem aber lernten die Massen immer 
besser, aus eigener K raft ihr tägliches Leben 
zu organisieien, in dem okratisch gewählten 
Dorfkomitees sich selbst zu regieren, in 
Volksgerichtshöfen Rechtsgewalt auszuüben, 
ein Gesundheits- und Erziehungswesen auf­
zubauen und die Verteilung ih rer Produkte 
in Volksläden selbst in die Hand zu nehmen. 
Damit übten die Kolonialisten in keiner Wei­
se m ehr Verwaltungshoheit über die befrei­
ten Gebiete aus. Was diese in „jahrhunderte­
langer zivilisatorischer Mission“ nicht zustan­
de gebracht hatten, schufen sich Bauern, A r­
beiter, Angestellte freier Berufe, M änner und 
Frauen ln wenigen Jahren selbst. U nter por­
tugiesischer Herrschaft gab es nur wenige, 
auf die Städte beschränkte K rankenhäuser 
und Schulen, ln den befreiten Gebieten sind 
zahlreiche medizinische Versorgungszentren 
entstanden, von Erste-H ilfe-Posten bis zu 
Krankenhäusern. Die Zahl des Pflegeperso­
nals wurde verzehnfacht. Zu Beginn des be­
w affneten Kampfes lag die A nalphabetenrate

)sten  gemmerT und me am
Krieg beteiligten Länder in Botschaf­
ten aufgefprdert, die heiligen Stätten 
in ihren K äm pfen  auszusparen.

Denn eine solche Regierung gefährdet die freie 
Verfügung über die Kap-Route, fü r Europa 
und die USA wichtigste Versorgungslinie m it 
den Rohstoffen aus Afrika und Asien und 
stellt die Effizienz der Nato für diesen Raum 
in Frage.
Die gegenwärtige W eigerung der SPD/FDP- 
Regierung, die Republik Guinea-Bissau di­
plomatisch anzuerkennen, m acht klar, daß sie 
weiterhin das Selbstbestim m ungsrecht der 
Völker mit Füßen tritt. Obgleich sie überall 
fü r dieses Recht ein tritt, wie kürzlich B randt 
und Scheel in der Uno, m ißachtet sie es da, 
wo es gegen die Interessen der herrschenden 
Klassen in der BRD geht. Durch Lizenzbau 
in Portgual und Lieferungen über D rittländer 
werden die portugiesischen Kolonialisten w ei­
terhin mit BRD-Waffen versorgt, um die E r­
rungenschaften des Volkes in den befreiten 
Gebieten zu zerstören und die völlige Befrei­
ung ihres Landes von der portugiesischen 
Kolonialherrschaft zu verhindern. Doch je 
w eiter der Befreiungskam pf voranschreitet, 
umso schwieriger w ird es fü r die Kapitalisten 
und die Bundesregierung sein, das koloniali- 
stische Portugal zu unterstützen. Wenn sie 
schon nicht deren Niederlage verhindern 
können, so wollen sie wenigstens, daß die ko­
loniale U nterdrückung in eine neokoloniale 
Abhängigkeit übergeht. Dies hat die SPD m it 
ihrem Hilfsangebot an die Befreiungsfront 
von Mozambique (Frelimo) un te r Beweis 
gestellt. „Sie geben Portugal militärische Hil­
fe und zur gleichen Zeit uns Medikamente, 
dam it w ir unsere Wunden behandeln kön­
nen“, erk lärte  nach den Gesprächen der Vi­
zepräsident der Frelimo. Deshalb ist „der Be­
freiungskampf . . .  eine Revolution, die nicht 
dam it endet, daß die Flagge gehißt und die 
Nationalhym ne gespielt w ird“ (Amilcar Ca- 
bral).

Unsere Forderung lautet daher:
Sofortige und bedingungslose diplomatische 
Anerkennung der Republik Guinea-Bissau 
durch die Bundesregierung!
Unverzügliche Einstellung aller W affenliefe­
rungen an Portugal!
Solidarität m it dem gerechten Kampf des 
Volkes von Guinea-Bissau und der kapverdi­
schen Inseln gegen Kolonialismus, Neokolo­
nialismus und Im perialism us!
Komitee Südliches Afrika Heidelberg 
Komitee zur U nterstützung des Befreiungs­
kampfes in den portugiesischen Kolonien 
(Afrika-Komitee) Freiburg 
Informationsstelle Südl. Afrika (ISSA) Bonn 
VDS-Projektbereich Internationalism us
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